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27.11.2004 
BRD: Der deutsche Journalist und Sachbuchautor Bruno Bandulet schreibt am 27. November 
2004 in der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Der Staat fördert 
die Dekadenz 
Hinsichtlich konservativen Gedankengutes sollte Deutschland einen Blick Richtung USA wa-
gen 
Ermutigt durch den Wahlsieg der Konservativen in Amerika, ermahnte CSU-Generalsekretär 
Söder die Union, auch Deutschland brauche eine Wertedebatte. Sehr gut, dann kann die CDU 
ja Martin Hohmann, einen Repräsentanten ihres wertkonservativen und katholischen Flügels, 
gleich wieder aufnehmen. 
Die Werte liegen in Deutschland in der Tat im argen. Nur vier Tage bevor die Amerikaner per 
Referendum in elf Bundesstaaten mit überwältigender Mehrheit die Homo-Ehe verwarfen, 
beschloß der Bundestag deren fast vollständige Gleichberechtigung mit der "konventionellen 
Ehe", wie sie neuerdings auch genannt wird. Die Homosexuellen können sich nun verloben, 
haben das Recht auf Witwenrenten und kommen in den Genuß gesetzlicher Scheidungsregeln. 
Nun ist die Homosexualität sicherlich Privatsache, sie geht den Staat nichts an.  
Sie kann aber nicht Bestandteil einer Werteordnung sein. Und sie sollte nicht auf eine Weise 
drapiert werden, die das gesellschaftliche Prestige der Familie schmälert. Es darf nicht etwas 
gleichgesetzt werden und gleichberechtigt sein, was nicht gleich ist. Gute Katholiken wie der 
Italiener Buttiglione halten Homosexualität sogar für Sünde. Dem kann man zustimmen oder 
auch nicht, man muß es aber sagen dürfen. 
Heute hält die Mehrheit der Europa-Abgeordneten einen Katholiken nicht für tragbar als 
Kommissar, wohl aber einen früheren kommunistischen Apparatschik. Morgen, wenn die 
Türkei erst einmal dabei ist, werden sie voraussichtlich einen Moslem ertragen müssen, der 
über Familie und Abtreibung nicht anders denkt als Buttiglione. 
Uns interessiert hier freilich mehr der praktische Aspekt des Themas. Mit durchschnittlich 1,4 
Geburten pro Frau (in Frankreich sind es 1,9!) wird das deutsche Volk in den kommenden 
Jahrzehnten dramatisch schrumpfen. Die Folgen sind vorhersehbar: eine Abwärtsspirale der 
Wirtschaft, der Ruin der öffentlichen Finanzen, eine allgemeine Verarmung. Unsere Wirt-
schaft ist auf eine stark abnehmende Bevölkerung nicht ausgelegt - ganz abgesehen davon, 
daß ein Vakuum in der Mitte Europas Einwanderer ansaugen wird, und zwar die falschen. 
Die Wirtschaft steht vor einem Abgrund, aber die Gesellschaft leistet sich die systematische 
Abwertung der Familie und die Subventionierung der Abtreibung mit über 40 Millionen Euro 
Steuergeldern pro Jahr. Die Regierung finanziert damit die Entstehung der Rentenlücke, die 
sie später selbst decken müßte, aber nicht decken kann.  
In den USA gehen Bischöfe auf die Straße gegen die Abtreibung, in Deutschland werden sie 
durch das System der von Staats wegen eingetriebenen Kirchensteuer ruhiggestellt. An jedem 
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Werktag werden hierzulande 1.000 ungeborene Kinder getötet - eine Praxis, die laut Bundes-
verfassungsgericht "rechtswidrig, aber straffrei" ist. Damit ist klargestellt, daß der Staat 
rechtswidrige Handlungen finanziert. Vielleicht kommt die Union irgendwann auf die Idee, 
den umstrittenen Paragraphen 218 einer nachträglichen Prüfung zu unterziehen. Sie würde 
damit nur den Intentionen des Verfassungsgerichtes folgen.  
Es fällt auch auf, ein wie großer Prozentsatz prominenter Politiker entweder keine Kinder hat 
oder vom anderen Geschlecht nichts hält oder jedenfalls im Laufe der Zeit mehr Frauen als 
Kinder vorzuweisen hat. 
Die immer noch tonangebenden 68er behandeln andersartige Lebensformen eben nicht als 
Privatsache. Sie propagieren sie. Auf einem Vortrag vor der Pädagogischen Hochschule Frei-
burg erklärte der Basler Psychotherapeut Professor Rauchfleisch schwule Lebensbeziehungen 
zum "Vorbild" für heterosexuelle Beziehungen. Ihr Rollenverständnis sei "nachahmenswert". 
Die 150 Zuhörer waren beeindruckt. "Das hört sich ja berauschend schön an", sagte eine Frau 
in der anschließenden Diskussion. 
Deutschland tut gut daran, sich nicht in die Militäraktionen und Weltmachtabenteuer der USA 
verwickeln zu lassen. Aber die Amerikaner machen nicht alles falsch. Über viele Themen, die 
besonders in Deutschland nahezu tabu sind, kann in Amerika offen diskutiert werden. Kon-
servative Meinungen haben Einfluß und werden respektiert. Den Spagat, außenpolitisch Di-
stanz zu den USA zu halten, aber nicht unbedingt gesellschaftspolitisch, muß die CDU/CSU 
erst noch meistern. Von den Amerikanern können wir die Fähigkeit lernen, zwischen dem zu 
unterscheiden, was aufbaut und stärkt, und dem, was schwächt. 
Übrigens lohnt es sich, wieder einmal die römische Geschichte zu studieren. Rom ging unter, 
weil die Sitten verfielen (kinderlose Frauen waren angesehener als solche mit Nachwuchs), 
weil Millionen nicht integrierbarer Ausländer hereingelassen wurden, weil die Steuern zu 
hoch waren und der Bürgersinn schwand - und weil das Imperium überdehnt wurde. 
Ein abschüssiger Weg, auf dem Europa schon ein Stück weiter ist als die USA. Die Überdeh-
nung ist beiden gemeinsam: Amerika hätte nie in den Irak einmarschieren dürfen, die EU 
übernimmt sich mit der Aufnahme der Türkei.<<  
18.12.2004 
BRD: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 18. Dezember 2004 
(x887/...): >>Liebe zum eigenen Land ausgetrieben 
Klaus Rainer Röhl über anerzogene Tabus der Political Correctness in Deutschland 
Es ist was faul im Staate D. Genauer, eine Menge. Viele Bürger spüren das, trauen sich aber 
nicht, Fragen zu stellen nach dem Weshalb und Wozu. Jedenfalls nicht öffentlich, weil sie 
fürchten anzuecken. Als "rechts" stigmatisiert zu werden, kann üble Folgen haben. Der Fall 
Hohmann war ein Lehrstück dafür. Man schweigt daher lieber und hofft, daß man irgendwann 
einmal aus seinem Herzen keine Mördergrube mehr machen muß - beinahe so, als lebte man 
in einer Diktatur. 
Die Fragen jedoch rumoren weiter in den Köpfen, und sie fordern Antworten. Fundierte, un-
mißverständliche, möglicherweise auch verstörende Antworten. 
Röhl hat das als Appell verstanden und deshalb 33 unerwünschte Fragen, die man ihm in den 
letzten Jahren unter der Hand gestellt hat, aufgegriffen und sie, ergänzt durch zwei Exkurse, in 
seinem neuen Buch, "Deutsche Tabus" behandelt. 
In seiner grundlegenden Eröffnungsbilanz unter dem Stichwort "Links und Rechts" hat er das 
Grundthema angeschlagen, das er in allen Kapiteln erneut zur Sprache bringt: Das System des 
Sozialismus und seine Auswirkungen auf das gegenwärtige Deutschland. 
Es gibt heute im Bundestag keine einzige rechte Partei mehr, nur mehr oder weniger linke. 
Der Historiker führt diese Tatsache auf eine dreistufige Umerziehung zurück, der das deutsche 
Volk unterworfen wurde.  
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Nach Kriegsende sollte alles, was nur im entferntesten an nationale Wertvorstellungen erin-
nerte, tabuisiert und sanktioniert werden, um so auf Dauer aus dem öffentlichen Diskurs - und 
damit letztlich aus den Köpfen der Deutschen - zu verbannen. Zunächst trat die Besatzungs-
macht mit der sogenannten Reeducation in Aktion, die anschließend als Selbst-Erziehung von 
den selbstverständlich linken Lizenzträgern erfolgreich fortgeführt wurde. Ab 1968 folgte die 
dritte Stufe der Umerziehung als Erziehung der Eltern durch ihre revoltierenden Kinder. 
Der Erfolg der jahrzehntelangen Bemühungen ist offensichtlich: Die Deutschen haben sich 
den Forderungen der Political Correctness angepaßt; sie haben also ihre Lektion gelernt.  
Widerstand regt sich nur unter der Decke. Man hat ihnen ein schlechtes Gewissen eingeimpft, 
sie zum "Tätervolk" erklärt, ihnen die Liebe zum eigenen Land ausgetrieben, sämtliche nur 
denkbaren Tugenden verunglimpft. Daraus hat sich allem Anschein nach eine permanente 
Verweigerungshaltung vieler einzelner gegenüber den Interessen der Gemeinschaft entwickelt, 
die sich im Verzicht auf Nachwuchs, Verfall der eigenen Kultur, die zu verteidigen sich nicht 
mehr lohnte, in dramatisch sinkender Wahlbeteiligung, Abwanderung der Eliten, Hedonismus 
und Verwahrlosung der Sitten niedergeschlagen hat, um nur einige Symptome zu nennen.  
Und anstatt nun diesen verunsicherten, in ihrer Selbstachtung geschädigten Bürgern endlich 
eine Perspektive zu bieten, fahren diejenigen, die für diesen Zustand mitverantwortlich sind, 
fort auf ihrem einmal eingeschlagenen Weg. Mit dem Erfolg, daß Deutschland auf vielen Ge-
bieten ins Hintertreffen gerät, nicht nur in der Bildung. Unser Land ist vom Musterknaben 
zum Sitzenbleiber degeneriert. Auch die Opposition hat kein Konzept, das überzeugen könnte. 
Der Karren rollt bereits in den Abgrund - und niemand in Sicht, der ihn anhalten könnte. 
Oder? 
"Götterdämmerung - Was wird bleiben von 1968?" So ist auch die Röhlsche Schlußbilanz 
betitelt, eine noch düstere Variante des ersten Kapitels. Eröffnungs- und Schlußbilanz der 
"Deutschen Tabus" formen den Rahmen für 33 Kapitel unterschiedlicher Länge und Gestal-
tung, die vielfältigen Themenkreisen entstammen und Einzelprobleme differenziert darstellen 
- Mosaiksteine, die nicht willkürlich ausgewählt wurden, wie es auf den ersten Blick scheinen 
mag, und so am Ende ein geschlossenes Bild ergeben. 
Erforderliche historische Rückblicke wechseln in schneller Folge auch innerhalb der Artikel 
mit ironisch zugespitzten, ja satirischen Abschnitten - nicht umsonst hat Alexander Schuller 
den Autor in der Welt am Sonntag einmal den "Tucholsky der Republik" genannt - gefolgt 
von Aussagen, die von tiefer Besorgnis um das Land geprägt sind. Auf diese Weise entsteht 
ein Sog, der einen förmlich zwingt weiterzulesen, für Kenner seiner bisherigen Bücher aller-
dings keine Überraschung. Die Lektüre ist für alle, für Freunde und Gegner, ein Gewinn. 
Offenbar nimmt Röhl Angriffe des linksgewirkten Medien-Mainstreams nicht nur in Kauf, 
sondern fordert sie bewußt heraus, in der Hoffnung, wenigstens eine Diskussion über die bis-
her tabuisierten Fragen in Gang zu bringen.  
Klaus Rainer Röhl: "Deutsche Tabus - ungefragte Antworten", ... München 2004 ...<< 
25.12.2004 
BRD: Der deutsche Politikwissenschaftler Klaus Hornung schreibt am 25. Dezember 2004 in 
der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Von den Wurzeln der 
deutschen Multikulti-Neurose 
Erstaunt und beunruhigt über die deutsche nationale Selbstverachtung sei er, sagte kürzlich 
der Schweizer Schriftsteller Adolf Muschg, kein konservativer, wohl eher ein linksliberaler 
Intellektueller. Daß bei den Deutschen einiges nicht in Ordnung ist, daß ihnen etwas fehlt, 
zeigt auch die erneute Debatte um deutsche Identität und Interessen sowie Patriotismus. Wenn 
daraus mehr werden soll als nur jene sattsam bekannten unverbindlich-seichten Talkshows, ist 
freilich ein Nachdenken über den tiefgreifenden kulturrevolutionären Umbruch in Deutsch-
land seit den 60er Jahren notwendig, der zu einer unübersehbaren Erosion unserer historisch-
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kulturellen Fundamente geführt hat. 
Die Auseinandersetzung mit den Ursachen und Wurzeln der totalitären Diktatur Hitlers hatte, 
entgegen den Behauptungen der 68er, schon unmittelbar nach ihrem katastrophischen Unter-
gang begonnen. Schon 1946 erschien zum Beispiel das Buch Eugen Kogons "Der SS-Staat". 
Die in den 50er Jahren prägenden Historiker, Hans Rothfels in Tübingen, Gerhard Ritter und 
dann Arnold Bergstraesser in Freiburg, Franz Schnabel in München und später Heinz-Dietrich 
Ortlieb in Hamburg, betrieben in Forschung und Lehre nichts anderes.  
Im Gegensatz zu den Nachkommenden wehrten sie freilich die Leidenschaften des Parteien-
streits, der politischen Ressentiments und Propaganda ab und ging es ihnen um die Vollstän-
digkeit der geschichtlichen Tatsachen "in ihrer wechselseitigen Beziehung und Durchdrin-
gung". Rothfels sprach von der "Anmaßung eines Richteramtes, die mit einer gewissen Ro-
bustheit des Gewissens und einem guten Teil Selbstgefälligkeit einem Volk allein die Schuld 
beimessen oder ein Urteil über das Maß seiner moralischen 'Rehabilitierung' fällen will". Hier 
ging es bei aller entschiedenen Kritik des nationalsozialistischen Totalitarismus doch auch 
darum, die für unerläßlich erachteten Elemente der nationalen Überlieferung nicht preis-
zugeben. 
Der Geschichtspolitik und "Vergangenheitsbewältigung" seit den 60er Jahren ging es dagegen 
um ganz anderes. Die NS-Vergangenheit sollte unbedingt "Gegenwart" bleiben als dunkle 
Folie für den unaufhaltsamen Fortschritt zu Freiheit und Gleichheit. Zugleich sollte sie auch 
in die Vergangenheit hinein verlängert werden: zu Bismarck, zum preußischen angeblichen 
Obrigkeitsstaat, zu Friedrich dem Großen und bis zur "Gehorsamspredigt" Martin Luthers, um 
nicht nur die nationalsozialistischen Wurzeln auszureißen, sondern deutsche Geschichte und 
Tradition insgesamt umzupflügen für die tabula rasa einer sozialistischen Zukunftsgesell-
schaft.  
Zielpunkt war die endgültige Überwindung der angeblich deutschen "autoritären Persönlich-
keit" durch den "neuen Menschen" der neomarxistischen Zukunft, wie sie Theodor W. Adorno 
der begierig lauschenden Studentenbewegung verkündete. Und so durfte sich niemand wun-
dern, wenn ein bestimmtes Publikum, etwa in deutschen Universitätsstädten, Daniel Goldha-
gens Thesen von der antisemitisch verdorbenen deutschen Genetik und den "willigen Voll-
streckern" Hitlers frenetisch und kritiklos feierte. Es drängte sich förmlich die Erinnerung an 
Leo Trotzki auf, der 1917 seine politischen Gegner mitsamt allem historisch Gewachsenen 
bekanntermaßen "auf den Müllhaufen der Geschichte" hatte werfen wollen.  
In der Tat erinnerte auch vieles in dieser 68er Kulturrevolution an Hitlers "zynische Mißach-
tung geronnener historischer Strukturen" und an den "ahistorischen Grundzug seines chiliasti-
schen Geschichtsverständnisses" (Hans Mommsen). Das Ergebnis dieser Umerziehung durch 
die Geschichtspolitik der 68er Kulturrevolution war, daß sich die Deutschen nun ihre 
1.000jährige Geschichte verstellen ließen durch den braunen Koloß der NS-Zeit, daß man die 
deutsche Geschichte gleichsam eindampfte auf jene berüchtigten zwölf Jahre, wenn nicht 
gleich gar nur auf den Holocaust. Das war nicht mehr reale Geschichte, sondern eine extreme 
Geschichtsmythologie als Herrschaftsinstrument.  
Und die weitere Folge war, daß Deutschland und die Deutschen zu jener "Canossarepublik" 
wurden, wie sie der Präsident Estlands, Lennart Meri, bei seiner Rede zur deutschen Einheit 
am 3. Oktober 1995 in Berlin nannte, eine Republik, in der "rund um die Uhr eine intellektu-
elle Selbstverachtung praktiziert" wird, wie der den Deutschen wohlwollende Präsident hinzu-
fügte, in einem Klima, in dem "die Deutschen ihre eigene Geschichte so tabuisieren, daß es 
enorm schwierig ist, über das Unrecht zu publizieren und zu diskutieren, das Deutschen ange-
tan wurde, ohne schief angesehen zu werden - aber nicht von Esten und Finnen, sondern von 
Deutschen selbst".  
Die vorausgegangene Geschichtsberaubung und einseitig "antifaschistische" Geschichtsmy-
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thologie reduzierte die Deutschen und ihre sogenannten Eliten auf eine allen Einflüssen ge-
genüber willfährige "Bevölkerung", der man heute selbst die gegen ihren Willen und ihre In-
teressen stattfindende Masseneinwanderung als "Bereicherung" und die multikulturelle Ge-
sellschaft als die eigentliche Demokratie für "alle Menschen" zu preisen wagen kann.  
Wir sind damit in eine neue Phase der Kulturrevolution eingetreten, die die totalitäre Idee des 
"neuen Menschen" und einer "neuen Gesellschaft" in die Gewänder der Globalisierung hüllt. 
Im Bündnis der turbokapitalistischen Chicago Boys mit den "antifaschistischen" Jakobinern 
von 1968 wird die multikulturelle Weltgesellschaft zur neuen großen Utopie, der die Zivilreli-
gion des "Antirassismus" als verbindliches Dogma und als massives Sanktionsinstrument zur 
Seite tritt, insgesamt ein neuer politischer Messianismus mit den bekannten totalitären Trends, 
wie sie Hans Freyer einst als die Machbarkeit der Sachen, die Organisierbarkeit der Arbeit, die 
Zivilisierbarkeit des Menschen und die Vollendbarkeit der Geschichte gültig beschrieb.  
Dieser universalistische Anspruch wird zum Todfeind der wahren Freiheit, die nur plural sein 
kann, zum Feind aller wirklichen Vielfalt und der gewachsenen Eigengestalt der Kulturen, 
Religionen, Ethnien und er dient den herrschenden Kommandohöhen in Wirtschaft, Politik, 
Kultur, Medien zur, freilich durchsichtigen, Legitimation für weltweite Migrationen und Ein-
wanderungen nach den Maßstäben ihrer strategischen Interessen.  
Mit untrüglichem Instinkt hat Helmut Schmidt vor kurzem diese Einwanderungspolitik das 
"Lieblingskind der privilegierten politischen und kulturellen Klassen" genannt, die ihre Multi-
kulti-Utopie zu Lasten und auf Kosten der breiten Schichten der eigenen Bevölkerung auf 
Biegen und Brechen durchzusetzen versuchen. 
Es wäre an der Zeit, angesichts dieser für die Menschheit bedrohlichen Lage wieder einmal 
Max Webers klassisch gewordenen Vortrag "Der Beruf zur Politik" zur Kenntnis zu nehmen, 
den der große Soziologe im Januar 1919 inmitten der damaligen Umbruchsituation hielt und 
in dem er die beiden Weisen politischen Denkens und Handelns umriß: Gesinnungsethik und 
Verantwortungsethik. Der Gesinnungsethiker, so sagte Weber dort, geht, von der Güte und 
Vollkommenheit des Menschen und der Welt aus; als "ethischer Rationalist" könne er die 
ethische Irrationalität der Welt nicht ertragen und er fühle sich verantwortlich dafür, "daß die 
Flamme der reinen Gesinnung, die Flamme zum Beispiel des Protestes gegen die Ungerech-
tigkeit der sozialen Ordnung, nicht erlischt".  
Aber eben der Gesinnungsethiker könne rasch umschlagen in den chiliastischen Propheten, 
der soeben noch "Liebe gegen Gewalt" predigte, um im nächsten Augenblick zur Gewalt auf-
zurufen, die dann natürlich die letzte Gewalt sein soll zur endgültigen Vernichtung aller Ge-
walt.  
Der verantwortungsethisch Handelnde weiß hingegen, "daß man für die (voraussehbaren) Fol-
gen seines Handelns aufzukommen hat" und er rechnet mit den durchschnittlichen Defekten 
der Menschen, mit ihrem Mangel an Vollkommenheit, Güte und Rationalität. Wird Gesin-
nungsethik in der Politik vorwiegend getragen von Wünschen, Wünschbarkeiten und Idealen, 
von der Utopie, so wird Verantwortungsethik geprägt von Wirklichkeitssinn, von den realen 
Interessen der Betroffenen und der Akteure, im internationalen Bereich von der "Korrelation 
der Kräfte", die zu kalkulieren die zentrale Aufgabe ist, um dann auch, soweit menschenmög-
lich, die voraussehbaren Folgen der Entscheidungen kalkulieren zu können.  
Politische Verantwortungsethik denkt und handelt daher auch stets geschichtlich, in der Ver-
antwortung von denen, die vor uns waren, und vor denen, die nach uns kommen. Da die poli-
tischen Klassen unserer Tage von einer atemberaubenden Geschichtsunkenntnis gekennzeich-
net sind, hat ihr Geschichtsverlust jenen politischen Realitätsverlust zur Folge, den wir als 
beängstigendes Faktum am Beginn des neuen Jahrhunderts konstatieren müssen.  
Gerade die heutige Einwanderungspolitik - besonders in Deutschland - wird zum klassischen 
Beleg des Geschichts- und Verantwortungsverlusts in den Führungsklassen, des gravierenden 
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Unvermögens, langfristige Perspektiven überhaupt zu erkennen und durchzuhalten. Sie wer-
den verdeckt durch Kurzatmigkeit und Augenblicksentscheidungen, Medienabhängigkeit und 
das Schielen nach den rasch wechselnden Stimmungslagen der Massen bis hin zu ihrem 
"Nach uns die Sintflut". 
Gerade in der heutigen deutschen Situation kann nur ein Paradigmenwechsel helfen, nicht 
zuletzt in der Ausländer- und Einwanderungspolitik. Das beginnt - schwierig genug nach dem 
kulturrevolutionären Prozeß der letzten Jahrzehnte - mit dem kollektiven Bewußtsein und der 
Gestimmtheit in der Gesellschaft selbst, ihrem Geschichtsverlust und der daraus rührenden 
Selbstverachtung bis hin zu neuroseartigem Kollektivschuldbewußtsein, das die Kräfte von 
außen geradezu ansaugen muß. Hier ist ernsthafte Vergegenwärtigung der eigenen Identität, 
die aus der kritisch angeeigneten eigenen Geschichte zu gewinnen ist, und den daraus abzulei-
tenden eigenen Interessen gewissermaßen der Elementarkurs für den erforderlichen Paradig-
menwechsel.  
Geboten ist damit vor allem eine gründliche Aufarbeitung der zurückliegenden 30 bis 40 Jahre 
der deutschen Kulturrevolution, ihrer Ursachen und Folgen mit dem Ziel, wieder zu einer rela-
tiven Normalität der Deutschen als Nation unter Nationen zu finden, zu einem neuen Gleich-
gewicht, einer Mittellage zwischen "Machtversessenheit und Machvergessenheit" - gewiß 
mehr Konrad Adenauer, Helmut Schmidt und Helmut Kohl (aber nicht mit seiner Innenpoli-
tik) als Schröder und Fischer, insgesamt eine geschichtsgestützte Realpolitik, die der gesin-
nungsethischen Geschichts- und Nationsvergessenheit entgegentritt, die die Deutschen nach 
dem Abgang Konrad Adenauers so verhängnisvoll prägte und in die Irre führte.  
Um aus den Fehlwegen und Sackgassen, in die die Kulturrevolution seit 1968 die deutsche 
Gesellschaft und Politik geführt hat, herauszukommen, bedarf es einer gründlichen Kenntnis 
und Erkenntnis der Ursachen dieser Entwicklung. Es erscheint dringend notwendig, der kultu-
rell-politischen Hegemonie der 68er Bewegung entschiedener als bisher entgegenzutreten, um 
anstelle der gesinnungsethischen Utopie mit ihrer verbreiteten Nicht-Kalkulation der Folgen 
einer verantwortungsethischen, an der Wirklichkeit orientierten Politik im Inneren wie nach 
außen wieder Raum zu schaffen. Die Einwanderungs- und Ausländerpolitik wird hier, ob man 
will oder nicht, zum wohl wichtigsten Prüfstein.  
Und das eine ist sicher: Ohne Mut wird es dabei nicht gehen. Die neudeutsche Neigung zum 
Frieden um jeden Preis, zum Wegsehen, zur Konfliktvermeidung, zum Gutmenschentum, ko-
ste es was es wolle, bietet hier keinen verläßlichen Kompaß und erzeugt gerade die Konflikte, 
die das Denken und Handeln nur für heute und für den Augenblick vermeiden will, die es aber 
um so sicherer und verhängnisvoller auf längere Sicht gerade herbeiruft.  
Verantwortungsethische Politik ist vor allem deshalb realistischer und humaner als gesin-
nungsethische Kurzsichtigkeit, weil sie herannahende Konflikte rechtzeitig sieht und zu ent-
schärfen sucht, ehe sie sich zu unlösbaren Katastrophen zusammenballen. Eben diese Wetter-
wand zieht aber, allen Vernünftigen sichtbar, heute mit der gegenwärtigen Politik der unge-
bremsten Zuwanderung nach Europa und Deutschland herauf. Sie zu ignorieren ist das 
schlimmste Signal der Verantwortungslosigkeit der Volks- und Realitätsferne heutiger Poli-
tik.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 25. Dezember 2004 
(x887/...): >>Das Lied der Deutschen / Wegbegleiter durch Höhen und Tiefen unserer 
Geschichte  
Die Irrungen und Wirrungen um die deutschen Nationalsymbole, insbesondere um die Hym-
ne, entbehren nicht der Peinlichkeit, insbesondere beim Blick auf die Selbstverständlichkeit, 
mit der andere Völker mit ihren Nationalhymnen umgehen, auch wenn deren Texte nicht ak-
tuellem politisch korrektem Gehabe entsprechen. 
Vor wenigen Monaten erst - die PAZ berichtete darüber - schritten Beamte - also "Diener des 
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Staates" - im niedersächsischen Lüneburg polizeilich ein, als beim Singen des Deutschland-
liedes auch die beiden ersten Strophen erklangen. Im Zusammenhang damit wurde eine Ton-
bandkassette mit der Nationalhymne beschlagnahmt. Ähnliches ist schon früher in anderen 
Bundesländern geschehen. Prompt hob das Amtsgericht Lüneburg diese Beschlagnahme auf, 
"weil diese jeder Grundlage entbehre".  
Das Gericht stellte fest, daß das "Lied der Deutschen" kein Kennzeichen einer verfassungs-
widrigen Organisation sei, wovon die zuständige Polizei ausgegangen war, sondern ein natio-
nales Symbol, welches unter dem Schutz vor Verunglimpfungen stehe. Das Gericht zeigte 
sich "zugegebenermaßen überrascht, daß nach Einschätzung der Polizei in Deutschland das 
Absingen der Nationalhymne offenbar als Verwirklichung eines Strafbestandes angesehen 
wird". 
Ein Blick in das Strafgesetzbuch (Paragraph 90 a) zeigt hingegen, daß derjenige, der in einer 
Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften die Farben, die Flagge, das Wappen und 
die Hymne der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer Länder verunglimpft, "mit Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft" wird. 
Von den drei Nationalsymbolen, nämlich Bundesfarben, Bundeswappen und Nationalhymne, 
sind jedoch nur die Bundesfarben Schwarz-Rot-Gold im Grundgesetz festgelegt: "Die Bun-
desflagge ist schwarz-rot-gold" (Art. 22 GG).  
Diese Farben können auch aus dem Adler als Wappentier des heutigen Bundeswappens he-
rausgelesen werden. Der Adler geht auf das Herrschaftszeichen der römischen Kaiser und das 
Wappentier der deutschen Kaiser zurück. "Schwarzer Adler auf goldenem Feld mit gelben 
Schnabel und Füßen und roter Zunge", so sah es die Bundesversammlung der Märzrevolution 
1848, wobei es den Liberalen mehr um die Dreifarbigkeit, die Trikolore Schwarz-Rot-Gold 
ging, die sie als Flagge des Deutschen Bundes wollten. 
Der einköpfige Adler wurde Staatswappen des 1871 gegründeten Deutschen Reiches, begleitet 
vom Schwarz-Weiß-Rot als Flagge des Reiches.  
1919 wurde der Adler von der Weimarer Republik übernommen. Der erste Bundespräsident 
Theodor Heuss bestimmte 1950 den Adler zum Staatswappen der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
Auch in der Frage nach der Nationalhymne war bei Gründung der Bundesrepublik Deutsch-
land der Bundespräsident gefragt, denn das Grundgesetz gab und gibt darauf keine Antwort. 
Es ging ihm nicht anders als dem ersten Reichspräsidenten Friedrich Ebert, der am dritten 
Verfassungstag der Weimarer Republik, am 22. August 1922, das Deutschlandlied zur Natio-
nalhymne erklärt hatte. Im vorausgegangenen Kaiserreich war die Hymne "Heil Dir im Sie-
gerkranz" gesungen worden, nicht als "Nationalhymne", sondern dem Charakter des Staates 
entsprechend als "Kaiserhymne".  
Vor dem Ersten Weltkrieg war das "Lied der Deutschen" als viel gesungenes patriotisches 
Volkslied bekannt. Den Text hatte Hoffmann von Fallersleben, ein schwarz-rot-goldener De-
mokrat, am 26. August 1841 auf der damals noch britischen Insel Helgoland gedichtet und 
darüber gesagt: "Wenn ich dann so einsam wanderte auf der Klippe, nichts als Meer und 
Himmel um mich sah, da ward mir so eigen zumute, ich mußte dichten …"  
Die Melodie war zu diesem Zeitpunkt 44 Jahre alt; Joseph Haydn hatte sie 1797 niederge-
schrieben, als österreichische Kaiserhymne.  
Mit der Idee der Nation waren die Nationalhymnen gekommen: die Marseillaise als französi-
scher Revolutionsgesang, mit "God save the King" das britische Königslied. Österreichs Kai-
ser Franz hatte Haydn aufgefordert: "Schaffe er mir auch ein Lied", und so entstand "Gott er-
halte Franz den Kaiser". Es war kein Freiheitslied, sondern ein Fürbittegebet für den Monar-
chen, erstmals gesungen am 12. Februar 1797 zum Geburtstag des Kaisers. Die Melodie erin-
nerte an ein damals populäres serbisches Volkslied und fand später Eingang in Haydns großar-
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tiges Kaiserquartett.  
Nach dem Ersten Weltkrieg, 125 Jahre später also, nahm in Deutschland der erste Reichsprä-
sident Friedrich Ebert (SPD) wieder die schwarz-rot-goldene Tradition der Revolution von 
1848 auf und knüpfte an Hoffmann von Fallersleben an. Wörtlich erklärte Ebert in der Pro-
klamation des Liedes zur Nationalhymne:  
"Einigkeit und Recht und Freiheit! Dieser Dreiklang aus dem Liede des Dichters gab in Zeiten 
innerer Zersplitterung und Unterdrückung der Sehnsucht aller Deutschen Ausdruck; er soll 
auch jetzt unseren harten Weg zu einer besseren Zukunft begleiten …" 
Die Nationalsozialisten vergewaltigten nach ihrer Machtübernahme das Deutschlandlied, in-
dem sie es auf seine erste Strophe reduzierten und ihm eines ihrer Parteilieder ("Die Fahne 
hoch") anhängten, mit dem es als "Nationalhymne" im Marsch-Rhythmus gespielt wurde. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde es von den Alliierten verboten. 
Nach der Gründung der Bundesrepublik Deutschland herrschte eine Art "Hymnennotstand". 
Als "Ersatzhymne" sang man Schillers "Freude schöner Götterfunken" oder das Turnerlied 
"Ich hab' mich ergeben". Schließlich wurde bei einer Sportveranstaltung der Karnevalsschla-
ger "Wir sind die Eingeborenen von Trizonesien" gespielt. Bundeskanzler Konrad Adenauer 
drängte am 29. April 1952 den Bundespräsidenten Theodor Heuß mit seiner "erneuten Bitte", 
das Hoffmann-Haydnsche Lied als Nationalhymne anzuerkennen. Heuß hatte versucht, einer 
neuen Hymne den Weg zu bereiten (Rudolf Alexander Schröders "Land des Glaubens, Land 
der Väter"), scheiterte aber damit. 
In seinem Antwortbrief vom 2. Mai 1952 entsprach der Bundespräsident dem Wunsch des 
Bundeskanzlers. Das Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung erklär-
te am 6. Mai 1952, damit sei das Deutschlandlied "wieder als Nationalhymne anerkannt wor-
den". Nach dem Wortlaut der Briefe sollten eindeutig alle drei Strophen des Deutschlandlie-
des die Hymne bilden. Doch Adenauer hatte seinen Brief mit der Formulierung beendet: "Bei 
staatlichen Anlässen soll die dritte Strophe gesungen werden". 
Sowohl beim Volksaufstand in der DDR am 17. Juni 1953 als auch in den sibirischen Arbeits-
lagern wurde das Deutschlandlied gesungen und geehrt, wie viele ergreifende Schilderungen 
berichten. Im Westen Deutschlands allerdings hörte man es immer seltener. Eine rühmliche 
Ausnahme bildete das ZDF-Magazin Gerhard Löwenthals. 
Bürgerinitiativen, die der Nationalhymne einen Platz im Leben der Deutschen schaffen woll-
ten, wie er in anderen Demokratien selbstverständlich ist, fanden Förderung vor allem beim 
Bundespräsidenten Karl Carstens. Aber wenn das Lied im Schulunterricht überhaupt auf-
tauchte, wurde es "kritisch hinterfragt". 
Als am 9. November 1989 die friedliche Revolution die Öffnung der Berliner Mauer erzwang 
und die Nachricht davon den Bundestag in Bonn erreichte, erhoben sich die Abgeordneten 
(darunter auch der Autor dieses Beitrags / Anmerkung der Redaktion) spontan - zunächst in 
den hinteren Reihen der rechten Seite des Hauses - und stimmten "Einigkeit und Recht und 
Freiheit" an. Nur einige Grüne flohen aus dem Plenum. 
Doch bald verschwanden die schwarz-rot-goldenen Fahnen und die Nationalhymne wieder in 
der Rumpelkammer, um eine "Renationalisierung" zu vermeiden. Die politische Fahrt ins 
Blaue und der Griff nach den goldenen Sternen Europas wurden bevorzugt, während für die 
anderen europäischen Staaten ihre Fahnen und Hymnen selbstverständlicher Ausdruck ihres 
demokratischen Staatsbewußtseins blieben. 
Zum Thema "Nationalhymne" bezog sich 1991 ein erneuter Briefwechsel zwischen dem Bun-
despräsidenten und dem Bundeskanzler auf die Briefe aus dem Jahr 1952. Dabei stellte Bun-
despräsident Richard von Weizsäcker am 19. August 1991 fest, die dritte Strophe des Liedes 
habe "sich als Symbol bewährt" Sie werde "im In- und Ausland gespielt, gesungen und geach-
tet" und sei "die Nationalhymne für das deutsche Volk".  
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Bundeskanzler Helmut Kohl antwortete am 23. August: "Der Wille der Deutschen zu Einheit 
und freier Selbstbestimmung ist die zentrale Aussage der dritten Strophe des Deutschlandlie-
des. Deshalb stimme ich Ihnen namens der Bundesregierung zu, daß sie Nationalhymne der 
Bundesrepublik Deutschland ist."  
Durch diesen Text wurde ausdrücklich nur die dritte Strophe zur deutschen Nationalhymne. 
Von den beiden ersten Strophen ist nicht die Rede. Allerdings trägt dieser Briefwechsel im 
Bulletin vom 27. August die Überschrift "Das Deutschlandlied ist Nationalhymne der Bundes-
republik Deutschland". Dieser zweite Briefwechsel zwischen dem Bundespräsidenten und 
dem Bundeskanzler wird beim Thema "Nationalhymne" meistens nicht in Betracht gezogen, 
hat aber entsprechend der deutschen Verfassungstradition seine eigene Bedeutung.  
Fest steht: Das Lied von Hoffmann von Fallersleben begleitet unser Volk seit über 160 Jahren 
durch alle Höhen und Tiefen seiner Geschichte. Gelebter Patriotismus darf Symbole nicht ver-
schmähen, muß sie den Bürgern erläutern und diese so mit ihnen vertraut machen. Denn mit 
Symbolen und durch sie sagen wir ja zu uns selbst, zu unserem demokratischen Staat - und 
zur europäischen Normalität.<< 
2004 
BRD: Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtet im Jahre 2004 
über die vielfältigen Probleme der Einwanderung (x268/180-183): >>... Sachkenner wie der 
frühere Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen, Heinz Kühn (SPD), haben schon vor vie-
len Jahren erkannt: "Übersteigt der Ausländeranteil die Zehnprozentmarke, wird jedes Volk 
rebellisch." 
Zählt man die offiziell eingereisten Ausländer und die illegalen zusammen, so stand Deutsch-
land zur Zeit der Jahrtausendwende genau an dieser ominösen Marke, und schon Bundesin-
nenminister Schily (SPD) mußte zugeben: "Die Zuwanderung hat die Grenzen der Belastbar-
keit überschritten." ... 
Auch ohne Gewalttätigkeit ist die Entwicklung vorgezeichnet: Die Gastfreundschaft der neuen 
Heimat wird sehr bald nicht mehr als Großzügigkeit angesehen, sondern als eine Verpflich-
tung der "Reichen" gegenüber den "Armen". Man verweigert die Assimilation; der Gastgeber 
möge sich gefälligst dem Gast anpassen.  
Schon seit Jahren verlangen polnische Vereine für ihre Landsleute in Deutschland Anerken-
nung als offizielle Minderheit in Verkennung der Tatsache, daß der Minderheitenschutz des 
Völkerrechts die alteingesessene Bevölkerung vor Überfremdung durch Zuwanderer schützt 
und nicht umgekehrt und außerdem den Besitz der Staatsangehörigkeit des betreffenden Lan-
des voraussetzt.  
Ähnliche Bestrebungen zeichnen sich auch bei türkischen Organisationen ab. 
Sehr deutlich wurde ein Afghane mit deutschem Paß ... am 19. September 2000 in der "Süd-
deutschen Zeitung": ... "Ihr könnt uns herabsetzen, beleidigen, demütigen oder verletzen, aber 
ihr werdet uns nicht los. Ein Leben ohne uns wird es für euch nicht mehr geben. Die Ibrahims, 
Stefanos, Marios, Laylas und Sorayas sind deutsche Realität. Ihr werdet es nicht verhindern 
können, daß bald ein türkischsprachiger Richter über euch das Urteil fällt, ein pakistanischer 
Arzt eure Krankheiten heilt, ein Tamile im Parlament eure Gesetze mit verabschiedet und ein 
Bulgare der Bill Gates eurer New Economy wird. Nicht ihr werdet die Gesellschaft internatio-
nalisieren, modernisieren, sondern wir werden es tun – für euch. Ihr seid bei diesem leidvollen 
Prozeß lediglich Zaungäste, lästige Gaffer. Wir werden die deutsche Gesellschaft in Ost und 
West verändern. Wir Ausländer." ... 
Die Bürger von Marseille und Manchester, von Los Angeles und Johannesburg wissen Be-
scheid. 
Aber bleiben wir in Deutschland, in Berlin. Dort hat sich in mehreren Bezirken seit Beginn 
der 80er Jahre ein türkischer Mikrokosmos herausgebildet, in dem Türken leben können, ohne 
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auf Kontakte mit Deutschen angewiesen zu sein; sie haben ihre eigenen Gaststätten, Läden, 
Banken, Reisebüros, Anwälte, Videotheken. Zu Hause spricht man nur türkisch, und fast die 
Hälfte der türkischen Erstkläßler versteht kein Deutsch, obwohl sie der zweiten und dritten 
Einwanderergeneration angehören. ... 
Die Berliner Schulverwaltung hat 2001 72 Grundschulen aufgelistet, in denen mehr als 50 
Prozent der Kinder nichtdeutscher Herkunft sind. Ein Viertel aller türkischen Jugendlichen 
verläßt die Schule ohne Abschluß, etwas mehr als die Hälfte erreicht gerade den Hauptschul-
abschluß, nur 8 Prozent schaffen das Abitur. Was wiederum zur Folge hat, daß in Berlin 42 
Prozent aller Türken in erwerbsfähigem Alter arbeitslos sind. Ein Teufelskreis: kein Deutsch, 
kein Schulabschluß, keine Arbeit. 
Berlins Schulsenator und Bürgermeister Klaus Böger (SPD) betont: "Da tickt eine sozialpoli-
tische Zeitbombe, zumal ganze Stadtteile umzukippen drohen. ... Bislang wurden die Proble-
me mit der Integration durch Schönreden vernebelt. ... 
Diese Probleme sind nicht auf Berlin beschränkt; an Münchens Hauptschulen übertrifft der 
Ausländeranteil schon seit 1993 den der einheimischen Kinder. 
Der beschriebene Teufelskreis endet aber noch nicht bei der Arbeitslosigkeit. Die natürliche 
Fortsetzung ist oft die Kriminalität.  
1999 stand in der "Süddeutschen Zeitung", Nr. 17: "Hinter Gittern ist die multikulturelle Ge-
sellschaft längst Realität. 40 Prozent oder 5.200 der 13.000 Häftlinge (in Bayern) sind Aus-
länder, die aus weit über 100 Nationen stammen. Auch die Hälfte der 4.000 Untersuchungs-
häftlinge hat einen anderen Paß." 
In Hessen waren zur gleichen Zeit 50 Prozent der Knackis keine Deutschen. 
Unübersehbar sind auch die internen Auseinandersetzungen der Ausländer, allein unter türki-
schen Staatsangehörigen die zwischen Rechts- und Linksradikalen, zwischen Kemalisten und 
Islamisten oder zwischen türkischen und kurdischen Nationalisten. ...<< 
2005 

Je fetter der Floh, desto magerer der Hund. 
Sprichwort aus Rußland 

22.01.2005 
BRD: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 22. Januar 2005 
(x887/...): >>Atheismus lähmt Europa dauerhaft 
US-Amerikaner haben aufgrund ihrer Religiosität bessere Zukunftsaussichten als Europäer 
Religiöse Menschen sind wirtschaftlich erfolgreicher. Diese "frohe Botschaft" verkündete die 
Wirtschaftswoche. Das Beispiel der USA macht klar: Dort wachsen nicht nur Bevölkerung 
und Wirtschaft schneller als in Europa, sondern dort bekennen sich auch weitaus mehr Men-
schen zu ihrem (christlichen) Glauben. Das säkulare Europa scheint in jeder Hinsicht abge-
hängt zu sein. Trost bietet der Dominikanerpater Wolfgang Ockenfels, der in Trier Christliche 
Sozialwissenschaft lehrt und die Zeitschrift Die Neue Ordnung betreut. "Genau wie Kau-
gummi und Jeans, so wird auch der neue Werteaufbruch aus den USA zu uns kommen", sagt 
der meinungsfreudige und prägnant formulierende Ockenfels. 
Doch bisher sieht es für Europa noch eher düster aus. Hier sind nicht nur die Kirchen leer. 
Zehn Prozent der Deutschen und nur zwei Prozent der Briten gehen ein Mal in der Woche ins 
Gotteshaus. In den Vereinigten Staaten wohnt fast die Hälfte der Menschen an einem Tag der 
Woche einem Gottesdienst bei. Auch innerhalb der USA werden diese Unterschiede deutlich. 
Während Bush vor allem in den kinderreichen Staaten siegte, machte Kerry seine Sache in den 
Staaten mit der geringsten Kinderquote am besten.  
Insgesamt bringt es die US-Durchschnittsfrau auf 2,1 Kinder. Damit ist der Wert erreicht, der 
für den Erhalt der Bevölkerung notwendig ist. In Deutschland kommt man nur auf schlappe 
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1,4 Kinder pro Frau. Die christliche Prägung vieler Amerikaner, so die Analyse der Wirt-
schaftswoche, prädestiniert sie nicht für einen hedonistischen und konsumorientierten Lebens-
stil, da eine US-amerikanische Mittelschichtsfamilie allein 200.000 Dollar berappen muß, um 
ein Kind aufzuziehen. 
Religiöse Menschen bekommen mehr Kinder, da sie nicht nur auf den eigenen Genuß schie-
len. Das wirkt sich positiv auf die Wirtschaftskraft aus. Die demographischen Fakten belegen: 
Amerika ist viel vitaler als Europa. So dürfte sich das amerikanische Durchschnittsalter von 
35,5 Jahren in den nächsten 50 Jahren nicht wesentlich erhöhen. In Europa wird man jedoch 
Durchschnittswerte von 53 Jahren erzielen. In Japan ist die Entwicklung noch dramatischer. 
Logische Folge dieser Entwicklung für die USA: "Die Zahl der Konsumenten und Arbeits-
kräfte wächst, und die ohnehin schmaleren Sozialsysteme geraten durch die steigende Lebens-
erwartung weniger unter Druck als in Europa." 
In Europa und speziell in Deutschland ist der allmächtige und Fürsorge tragende Staat an die 
Stelle von Patriotismus, Familie und Religion getreten. Selbst die Kirchen in Deutschland sind 
mit dem Staat viel enger verquickt, als dies in den USA der Fall ist. Die Großkirchen in der 
Mitte Europas kassieren Geld vom Staat. Viel Unabhängigkeit vom staatlichen Handeln und 
Kritik gegenüber politischen Würdenträgern darf man aufgrund dieses Abhängigkeitsverhält-
nisses nicht erwarten. Christliche Nächstenliebe und Nachbarschaftshilfe sowie das Denken in 
kleinen sozialen und gemeinnützigen Einheiten ist in Europa verkümmert, weil der staatliche 
Leviathan alles usurpiert hat.  
Die Autoren der Wirtschaftswoche beschreiben das folgendermaßen: "Hand in Hand mit der 
Zurückdrängung der Religion aus dem gesellschaftlichen Leben wurde der Wohlfahrtsstaat 
ausgebaut, an den immer mehr Funktionen delegiert wurden, die ursprünglich bei Religion 
und Kirche lagen. Soziale Aufgaben, die zuvor die Gemeinden wahrnahmen, wurden dem 
Staat übertragen, das Individuum vereinzelte, der soziale Zusammenhalt ging verloren." In 
Europa ist der Staat an die Stelle Gottes getreten, der das Individuum zuvor von der Last der 
Verantwortung befreite.  
Angesichts der Bedrohung durch radikale Moslems könnte die Religionsferne der Europäer 
noch zum Problem werden. So sagt der Politologe Francis Fukuyama: "Die Europäer sind im 
Inneren durch den radikalen Islam weit stärker bedroht als die Amerikaner von außen."  
Auf andere Absurditäten weist Chefredakteur Stefan Baron hin: In Europa "könnte Bush nicht 
einmal EU-Kommissar werden, wie das Berufsverbot zeigt, das Brüssel über den Katholiken 
Rocco Buttiglione verhängte, weil dieser Homosexualität als 'Sünde' zu bezeichnen wagte 
(nicht ohne hinzuzufügen, daß dies den Staat nichts anginge, solange es nicht strafbar sei)." 
Die Zukunft wird zeigen, ob der Atheismus nicht nur in der islamischen Welt und in den 
USA, sondern auch in Europa auf dem Rückzug ist.<< 
30.04.2005 
BRD: Die Tageszeitung "Die Welt" berichtet am 30. April 2005 über die US-Umer-
ziehungsexperten: >>Wir waren nicht mehr wehrlos 
Von Ulrich Baron  
Die Ritchie Boys: Wie deutsche Emigranten dem amerikanischen Geheimdienst halfen  
So hatte sich der 1911 in Budapest geborene János Békessy die militärische Lage in den USA 
nicht vorgestellt. Nachdem ihn ein Militärlaster an der Bahnstation von Baltimore abgeholt 
und stundenlang durch das verschneite Land gefahren hatte, sah er dort das, vor dem er 1940 
aus Europa geflohen war: "Eine Kompanie uniformierter SS marschierte an mir vorbei. Ein 
deutscher Militärwagen, wie ich ihn aus Dieuze kannte, ratterte an mit vorüber: Zwei deutsche 
Offiziere saßen steif im Fond des Wagens." Auch deren fernöstliche Verbündete waren nah: 
"Auf dem Feld zu unserer Rechten exerzierte eine japanische Kompanie, während sich im 
Hintergrund die Umrisse eines deutschen Panzers abhoben." 
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Verkehrte Welt! Doch auch ein siegesgewisser Nazi, den es zu dieser Zeit in die Berge Mary-
lands verschlagen hätte, wäre verblüfft und wohl ein wenig enttäuscht gewesen, weil die mei-
sten dieser SS-Männer Jiddisch sprachen. Das in der idyllischen Landschaft der Blue Ridge 
Mountains gelegene Camp Ritchie war kein Brückenkopf der Achsenmächte in den USA und 
auch kein gewöhnliches amerikanisches Militärlagerlager, sondern ein "Military Intelligence 
Training Center", ein Ausbildungszentrum für psychologische Kriegsführung. Vor allem 
deutschsprachige Emigranten aus Europa wurden hier für Einsätze als Verhör- und Propagan-
daspezialisten jenseits des Atlantik vorbereitet. Dabei waren viele von ihnen damals noch gar 
nicht richtig in den USA angekommen. 
Jahrzehnte später hat der Dokumentarfilmer Christian Bauer einige Veteranen unter den "Rit-
chie-Boys", aufgespürt und sie ihre Geschichten erzählen lassen. Jenen János Békessy aber, 
der seine Ankunft im Camp so plastisch geschildert hatte, konnte er nicht mehr interviewen. 
Der war bereits 1977 im Tessin verstorben - nachdem er es unter seinem Pseudonym Hans 
Habe zu einem der bekanntesten deutschsprachigen Publizisten der Nachkriegszeit gebracht 
hatte. 
Solche Namenswechsel waren nicht selten in der Geschichte der Ritchie-Boys, und das nicht 
nur weil sie in geheimer Mission kämpften. Wenn der 1922 in Hildesheim geborene Günther 
Stern zu Guy Stern, wenn der gleichaltrige Fritz Ehrlicher zu Fred Howard wurde, so war das 
auch ein Bekenntnis zu ihrer neuen Heimat, die für die meisten von ihnen USA hieß. Leicht 
hatte man ihnen es dort nicht gemacht. Guy Stern war mit nur 15 Jahren ins Land gekommen, 
als einziger seiner fünfköpfigen Familie, der ein Einreisevisum erhalten hatte, und - wie er 
später erfuhr - als einziger, der dem Holocaust entkam. 
Für viele der deutschen Emigranten, die seit der nationalsozialistischen Machtergreifung zu-
erst aus politischen und bald auch aus rassistischen Gründen verfolgt worden waren, wurden 
die USA spätesten dann zum Gelobten Land, als Exilländer der ersten Stunde wie die Tsche-
choslowakei und Frankreich der Übermacht Deutschland erlagen. Doch wer die ersehnte Ein-
reiserlaubnis bekommen hatte, sah sich oft bald ernüchtert.  
Der Antisemitismus hatte am Atlantik nicht halt gemacht, und nach dem japanischen Überfall 
auf Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 galten die deutschstämmigen Auswanderer in Ameri-
ka als "enemy aliens", als feindliche Ausländer und potentielle Agenten ihrer einstigen Ver-
folger. Für den 1918 im polnischen Lublin geborenen Maler Si Lewen war das Ende seines 
amerikanischen Traums schon bald nach seiner Ankunft in New York im Jahre 1935 gekom-
men, als ein Polizist, der ihn als Juden erkannt hatte, den Jungen im Central Park ausraubte 
und zusammenschlug. 
Die freiwillige Meldung zum Militär war auch ein Mittel sich Respekt zu verschaffen und zu 
zeigen, daß man auf Seiten Amerikas stand. Für junge jüdische Emigranten, die verzweifelt 
und oft vergeblich versucht hatten, ihre Eltern und Geschwister vor dem Untergang zu bewah-
ren, bedeutete dieser Schritt aber noch viel mehr. "Ich habe geweint, als ich mein Gewehr be-
kam", zitiert Bauer den ehemaligen Ritchie-Boy Stefan Heym: "Ich war nicht mehr wehrlos. 
Zum ersten Mal konnte ich mich verteidigen." 
Doch die Männer von Camp Ritchie sollten nicht auf die Deutschen schießen, Sie sollten mit 
ihnen und zu ihnen sprechen. Denn wer hätte die Mentalität eines feindlichen Soldaten besser 
gekannt als sein ehemaliger Schul- oder Turnkamerad? Guy Stern, inzwischen ein emeritierter 
Professor für deutsche Literatur in Detroit, erinnert sich an eine solche Begegnung.  
Während der Kämpfe in der Normandie stieß er in den Unterlagen kriegsgefangener Deut-
scher auf den Namen eines Mannes, den er aus dem Turnverein kannte. Zum nächtlichen Ver-
hör bestellt, habe sich der gefangene Offizier verblüfft über die Detailkenntnis des Amerika-
ners gezeigt. Erkannt hat er ihn nicht. Kleider und mehr noch Uniformen machen Leute. Aber 
die Frage, die Guy Stern am liebsten gestellt hätte, mußte er sich versagen, um seine Identität 
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nicht zu verraten. Erst Monate nach Kriegsende sollte er die Antwort darauf erhalten: Seine 
Eltern, seine Schwester und sein Bruder waren im Warschauer Ghetto umgekommen. 
Aus Sicht mancher ihrer amerikanischen Kameraden - und mehr noch aus Sicht ihrer einstigen 
Landsleute - erschienen die Ritchie-Boys sicherlich als privilegiert, weil sie mit Worten, 
Flugblättern, Lautsprechern kämpften. Die Küche im Camp galt als die Beste der US-Army. 
Und welcher GI hätte Fred Howard und Guy Stern nicht um ihre Jeep-Partie mit Marlene 
Dietrich beneidet? Und es gab auch komische Szenen, wie die mit den Männern der Counter 
Intelligence Group, die versuchten "eine Gruppe von ziemlich verwirrten Deutschen zu verhö-
ren - in höchst elegantem Französisch".  
Auf den Vorschlag, es doch einmal auf Deutsch zu versuchen, soll der Captain geantwortet 
haben: "Nach unserer Landkarte sind wir in Aix-La-Chapelle. Wir sind doch in Frankreich?" 
Daß es sich bei Aix-La-Chapelle um den französischen Namen Aachens handelt, war ihm ent-
gangen. Dramatischer war schon das Erlebnis, das Guy Stern mit dem für seine Geschäfts-
tüchtigkeit und seine Abkürzungen berüchtigten Sergeant "Short Cut" Rabinek hatte. Nach-
dem Rabinek wieder einmal die falsche Abkürzung gewählt hatte, fanden sich beide plötzlich 
mit leerem Tank in unmittelbarer Nähe einer deutschen Stellung wieder. Zudem hatte der Ser-
geant das Benzin im Reservekanister gegen Calvados eingetauscht, doch glücklicherweise soll 
der Motor auch damit angesprungen sein. 
Solche Anekdoten sind der Stoff, mit dem man Kriegserlebnisse erträglich macht, doch bevor 
etwa Werner Angress mit Beuteaquavit auf den Tod Hitlers anstoßen konnte, hatten er und 
viele seiner Kameraden ihr Leben riskiert. Es gehörte Mut, ja Tollkühnheit dazu, sich mit ei-
nem Lautsprecherwagen, dessen Schall zunächst kaum mehr als 50 Meter reichte, der feindli-
chen Front zu nähern. "Eine typische Army-Dummheit" nannte Si Lewen diese Praxis, die auf 
Seiten der Roten Armee auch von kommunistischen Exilanten geübt wurde: "Die Deutschen 
mußten nur dahin schießen, wo der Ton herkam - schon erwischten sie das ganze Team." 
Schlimmer noch war die Gefahr, gefangen genommen und als ehemaliger deutscher Jude er-
kannt zu werden. Angress, der bei Beginn der Invasion seinen ersten Fallschirmabsprung ab-
solviert hatte, landete hinter den deutschen Linien, wurde eingesperrt und zwei Wochen da-
nach von US-Truppen befreit. Später wäre er in Frankreich fast von Amerikanern erschossen 
worden, die ihn wegen seines Akzents für einen verkleideten Deutschen hielten. 
Eines der erschütterndsten Erlebnisse beschreibt Morris Parloff, einer der wenigen gebürtigen 
Amerikaner unter den Ritchie Boys, der die Befreiung des Lagers Nordhausen miterlebt hat. 
Ein ehemaliger Insasse sei auf einen mehr als zwei Meter hohen Aschehügel gestiegen und 
habe gerufen, er stehe auf einem Haufen jüdischer Asche: "Ich schrie ihn an, er solle herunter-
kommen", erinnert sich der Psychologe: "Aber er kam nicht runter, er sah mich nur an, als 
wolle er sagen: 'Was willst du? Das ist unser Leben'." 
Schließlich habe er den Mann vom Aschenhaufen heruntergezogen, doch mit ihm selbst sei 
dabei etwas Seltsames passiert: "Ich konnte mich nicht mit diesen Menschen identifizieren. 
Sie behaupteten, sie seien Juden, und ich war Jude, aber das waren keine Juden, wie ich sie 
kannte."  
Als er versucht habe, zu den Befreiten zu sprechen - nicht auf Deutsch, sondern auf Jiddisch - 
habe er feststellen müssen, daß er seine Sprache verloren hatte - "ich wußte kein einziges 
Wort mehr - ich hatte alles vergessen - verdrängt. Ich war kein Jude mehr, nicht so!" 
Mit solchen Erfahrungen bleibt jeder allein, und die Geschichte der Ritchie Boys ist im Leben 
der meist noch sehr jungen Beteiligten Episode geblieben. Stefan Heym hat ihr Wirken in sei-
nem Roman "Der bittere Lorbeer" ("The Crusaders", 1948) beschrieben und darin scharfe At-
tacken gegen das amerikanische Militär und dessen Geschäfte mit Nazis geführt. Hanus Bur-
ger hat die USA bei Beginn der McCarthy-Ära verlassen, als die Formel "Antifaschist gleich 
Kommunist" wiederbelebt wurde. Hans Habe hat in "Ich stelle mich" 1948 nicht nur seine 
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Ankunft im Camp, sondern auch seine persönlichen Verdienste ausführlich gewürdigt. 
Die meisten der Ritchie-Boys allerdings sind in den USA geblieben, wo vom Camp, das viele 
von ihnen in sehr rascher Folge durchlaufen haben, nur noch eine Reihe leerer Gebäude und 
baufälliger Baracken übrig geblieben ist.  
Deren einstige Bewohner, mit denen Christian Bauer gesprochen hat, haben inzwischen er-
folgreiche Berufsleben hinter sich und waren ziemlich erstaunt darüber, daß gerade ein Deut-
scher sich für diesen Teil ihrer Geschichte interessierte. 
Si Lewen, der nach dem Krieg einen totalen Zusammenbruch erlebte, ist schließlich in den 
Staat New York gezogen, zeichnete dort Bilder, die er seit 1985 nicht mehr verkaufen will, 
arbeitet mit Holzkohle, die ihn an die Asche der Toten erinnert. Später zerschneidet er die 
Leinwand. ",In meiner Arbeit', sagt er, ,hat nichts Bestand - alles ist Teil einer großen Trans-
formation.'" 
Als Christian Bauer mit Guy Stern und Fred Howard im Oktober 2003 das zum Fort beförder-
te Camp Ritchie besucht, steht auch dessen Transformation bevor. Seine Holzbaracken, weiß 
und zweistöckig, warten auf den Abriß. Betten und Installationen sind verschwunden, der Bo-
denbelag löst sich. Deutsche und japanische Uniformen sind längst aus den Blue Ridge Moun-
tains verschwunden, und nur Wildgänse kreischen am nahe gelegen See. 
Christian Bauer, Rebekka Göpfert: Die Ritchie Boys. Hoffmann & Campe, Hamburg. …<< 
29.05.2005 
Frankreich:  Die Franzosen (55 %) lehnen am 29. Mai 2005 die Europäische Verfassung 
während einer Volksabstimmung ab. 
01.06.2005 
Niederlande: Die Niederländer stimmen am 1. Juni 2005 ebenfalls mehrheitlich (61,5 %) 
gegen die Europäische Verfassung. 
Nach den gescheiterten Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden gerät der 
Ratifizierungsprozeß in den anderen EU-Mitgliedstaaten ins Stocken. Die Europäische Union 
überlegt danach, wie sie die Europäische Verfassung retten kann, die von allen EU-
Mitgliedstaaten verabschiedet werden muß. 
11.06.2005 
BRD: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 11. Juni 2005 
(x887/...): >>"Nie wieder Deutschland" 
Erinnern - Vergessen - Verachten: Zum Umgang der Deutschen mit dem Gedenken 
Wer aber ist sich heute bei uns all dessen, was hinter diesen Geschichtsbegriffen bis in unsere 
Schulbücher und Medien hinein verborgen wird, noch bewußt? Was die offenbar völlige Er-
innerungslosigkeit aufgrund solcher Geschichtsmanipulationen betrifft, so paßt hier die Kari-
katur, die der liberale Publizist Ulrich Sonnemann einmal von Deutschland zeichnete: Es sei 
nämlich "das Land der unbegrenzten Zumutbarkeiten".  
Etwas vornehmer hat dies der Zeithistoriker Christoph Kleßmann kürzlich wie folgt formu-
liert: "Aber auch westliche Demokratien, die sich dem Ideal der Zivilgesellschaft verpflichtet 
fühlen, sind in keiner Weise gegen die Manipulation der Regierenden und der suggestiven 
Verführung selektiver, politisch paßfähig gemachter Erinnerungen gefeit." 
Besonders anschaulich und aktuell wird solche "selektive, politisch paßfähig gemachte Erin-
nerung" bei der Diskussion um das sogenannte "Zentrum gegen Vertreibungen". Ganz abge-
sehen von der verunglückten, im Wege vorauseilender politischer Korrektheit völlig verharm-
losenden Namensgebung - denn ein "Zentrum" ist keine Gedenkstätte - käme, was seinen 
Standort betrifft, doch nur der Cecilienhof in Potsdam in Frage, dem Ort dieses Menschheits-
verbrechens.  
Aber dann müßte man eben sämtliche Beteiligten, die "Täter", beim Namen nennen und we-
nigstens moralische Anklage erheben - und das will man nicht. Das ist schon sehr seltsam in 
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einem Land, das sich doch sonst unablässig an Täter und Opfer erinnern soll. 
Wie eingangs gesagt: Wir Deutschen sind Weltmeister im Erinnern wie im Vergessen - Vor-
aussetzung ist allerdings, daß sowohl das eine wie das andere stets nur einseitig zu Lasten un-
seres Landes geht. Eine Mäßigung, eine realitätsnahe Verbindung von beidem - eine "Kunst 
des Erinnerns" also - erscheint uns offenbar nicht möglich. Zu Recht meinte einst George Ber-
nard Shaw, daß die Deutschen die tragische Eigenschaft besäßen, eine gute Sache immer so 
weit zu treiben, daß eine schlechte daraus wird. Und schon Martin Luther wunderte sich dar-
über, daß wir Deutschen sinnbildlich beim Reiten entweder rechts oder links vom Pferd fielen, 
geradeaus aber könnten oder wollten wir unseren Weg nicht finden.  
Diese Neigung zu den Extremen hat leider sehr konkrete Auswirkungen bis in die Gegenwart. 
Hier gibt es unübersehbare Tendenzen der Selbstzerstörung, deren Ausmaße ebenfalls einma-
lig in der deutschen Geschichte sind und über die sich eine spätere Generation genauso verur-
teilend empören wird wie die "68er" und die heutige Generation über die Väter- und Großvä-
tergeneration von 1933. In keinem Staat der Welt wäre - ohne den ständigen Hinweis auf 1933 
- ein über Jahrzehnte anhaltender, insgesamt millionenfacher Asylmißbrauch und Asylbetrug 
möglich, auch keine millionenfache Massenzuwanderung bei Massenarbeitslosigkeit und 
Bankrott unserer Sozialsysteme.  
Auch würde nirgendwo eine so hohe Ausländerkriminalität derart servil hingenommen. Diese 
bewußt akzeptierte kriminelle Ausplünderung Deutschlands, die ebenso absichtliche Herbei-
führung der Überfremdung unseres Landes, die extreme Beschädigung seiner sämtlichen Fun-
damente - der politischen, ökonomischen, sozialen und kulturellen -, all das ist nicht etwa eine 
Art Naturgesetz der Globalisierung, sondern die Strategie des "Nie wieder Deutschland!" 
Da aufgrund von Feigheit und Opportunismus weder von der Politik noch von den Medien ein 
Gegensteuern zu erwarten ist - sie verschlimmern beide im Gegenteil weiter die Situation -, 
hätte diese systematische Zerstörung der Fundamente unseres Landes doch längst ein Fall für 
den Verfassungsschutz sein müssen. Aber auch hier ist leider das Gegenteil festzustellen: Ver-
folgt werden diejenigen, die noch die Zivilcourage besitzen, trotz aller Verdächtigungen und 
Diffamierungen die Wahrheit zu sagen und auf die Gefahren hinzuweisen.  
Da Propheten im eigenen Lande bekanntlich nichts gelten und der Verfassungsschutz aus 
ideologischen Gründen versagt, können unsere wenigen mutigen Warner und Mahner zumin-
dest auf Unterstützung aus dem Ausland zählen. So hat der amerikanische Politikwissen-
schaftler (und Sohn österreichisch-jüdischer Emigranten) Paul Edward Gottfried diesem The-
ma ein ganzes Buch gewidmet. Es trägt den bezeichnenden Titel: "Multikulturalismus und die 
Politik der Schuld". Seine These: Der angestammten Mehrheitsbevölkerung werden Scham- 
und Schuldgefühle für tatsächliche oder vermeintliche historische Untaten solange indoktri-
niert, bis ihre Widerstände gegen die multikulturelle Überfremdung ihrer Heimat erstickt wor-
den sind.  
Manche dieser Thesen hat im übrigen schon Heinz Nawratil in seinem Buch "Der Kult mit der 
Schuld" aufgegriffen. Hinsichtlich der demographischen Probleme Deutschlands verweist der 
israelische Historiker Martin van Creveld auf den folgenden, von Politik und Medien strikt 
tabuisierten Zusammenhang: "Ich vermute, daß der Vergangenheitsbewältigungskomplex mit 
ein Grund dafür ist, daß die Deutschen heute kaum noch Kinder bekommen ... De facto sind 
viele Deutsche bereits damit beschäftigt, ihre Identität loszuwerden ... Volk und Staat der 
Deutschen zu erhalten, dafür stehen, nüchtern betrachtet, die Chancen schlecht." 
Und der französische Autor Yves-Marie Laulan, Mitarbeiter der Weltbank und des Internatio-
nalen Währungsfonds, warnt in seinem gerade erschienenen Buch: "Allemagne - Chronique 
d'un Mort annoncé" (Deutschland - Chronik eines angekündigten Todes) vor einer "demogra-
phischen Implosion selbstmörderischer Art". Weil es an Kindern fehle, sei Deutschland "un-
ausweichlich verdammt zu einer langsamen Agonie auf allen drei Ebenen: wirtschaftlich, poli-
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tisch, kulturell".  
Er sieht in der demographischen Katastrophe Deutschlands eine "seelische Krankheit, die 
Krankheit zum Tode". Ursache dafür sei nicht zuletzt, daß der Zweite Weltkrieg eine Nation 
hinterlassen habe "bis zum äußersten traumatisiert, in vitalen Funktionen durch die Trümmer 
des Krieges schwer verletzt". Dieses Trauma werde durch die Dauerpräsentation der Vergan-
genheit, durch die ausschließliche Fixierung auf die NS-Zeit immer wieder aufs Neue akti-
viert. Die Folge: "Niemand setzt Kinder in die Welt, wenn er nicht an die Zukunft der Nation 
und des Landes glaubt." 
So weit also haben wir uns von uns selbst entfernt, ja von uns selbst entfremdet! Hier schließt 
sich nun fast der Kreis - und zwar verhängnisvoll - von der eingangs erwähnten These, daß 
das Geheimnis der Erlösung Erinnerung heiße, hin zum Fluch einer übermäßigen und - im 
Wortsinn - überwältigenden Erinnerung für Gegenwart und Zukunft.  
Niemand hat diese negativen Auswirkungen leidenschaftlicher und genauer kritisiert als 
Friedrich Nietzsche, und zwar in seinen "Unzeitgemäßen Betrachtungen. Vom Nutzen und 
Nachteil der Historie für das Leben": "Es gibt einen Grad von ... Wiederkäuen, von histori-
schem Sinne, bei dem das Lebendige zu Schaden kommt und zuletzt zugrunde geht, sei es nun 
ein Mensch oder ein Volk oder eine Kultur."  
Und an anderer Stelle heißt es: "Der historische Sinn, wenn er ungebändigt waltet und alle 
seine Konsequenzen zieht, entwurzelt die Zukunft ... Die historische Gerechtigkeit, selbst 
wenn sie wirklich und in reiner Gesinnung geübt wird, ist deshalb eine schreckliche Tugend, 
weil sie immer das Lebendige untergräbt und zu Fall bringt: ihr Richten ist immer ein Ver-
nichten." 
Der Wiener Philosoph Rudolf Burger hat Nietzsches Gedanken, die ja Ende des 19. Jahrhun-
derts für die Deutschen keineswegs einen tragischen Hintergrund besaßen, sondern die ganz 
im Gegenteil während der Reichsgründungszeit selbstkritisch einem eher als zu positiv erleb-
ten Historismus galten, für die völlig andere jüngste deutsche Zeitgeschichte fortgesetzt. In 
seinem Aufsatz: "Die Irrtümer der Gedenkpolitik. Ein Plädoyer für das Vergessen" (Europäi-
sche Rundschau, Frühjahr 2001) weist er nach, daß über viele Jahrhunderte in den nach been-
deten Kriegen geschlossenen Friedensverträgen das wechselseitige Vergeben und Vergessen 
von Untaten ein wichtiger Bestandteil gewesen sei. Nur so könne man unbelastet den Frieden 
gestalten. 
Wir Deutschen können allerdings kein Plädoyer für das Vergessen halten. Aber wir sollten mit 
Blick auf die kaum noch zu bewältigenden Gegenwarts- und Zukunftsprobleme den andau-
ernden Blick in die Abgründe der Vergangenheit mäßigen. Thorsten Hinz warnt ebenfalls vor 
einem Übermaß von Selbstanklagen und ihren Folgen.  
Auschwitz und der Holocaust seien mittlerweile zu den dominanten Erinnerungsbildern deut-
scher Geschichte geworden und damit zu einem kollektiven Selbstbild: "Begleitet wird das 
von einer Sakralisierung, die keinen Widerspruch duldet ... dieser Prozeß ist für Deutschland 
hochproblematisch, denn das schlimmste Verbrechen, das von den Deutschen begangen wur-
de, in den Mittelpunkt des nationalen Selbstbildes zu stellen, bedeutet, den eigenen Unwert 
zur zentralen Kategorie der kollektiven Identität zu erheben. Wer das tut, signalisiert, daß er 
seine Existenz innerlich als beendet ansieht. Er wird zum Zombie." 
Wir müssen endlich zu einem Erinnern und Gedenken finden, das keine neue "Klassengesell-
schaft" der Toten und Opfer kennt - dabei sollten Ursachen, Schuld und Täter benannt wer-
den. 
Und wir müssen schließlich einen Weg finden aus dem Dilemma des bisher ebenfalls tabui-
sierten und viele Menschen tief verletzenden Widerspruchs zwischen einerseits den öffentli-
chen volkspädagogischen Gedenkritualen hierzulande und andererseits den allzu oft abgewie-
senen, verleugneten, ja diffamierten privaten Erinnerungen an das erlittene persönliche oder 
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familiäre Leid. Ein solcher Weg bedürfte gar nicht einer "Kunst des Erinnerns", sondern nur 
des humanen Anstands.  
Michael Wolffsohn, Historiker an der Universität der Bundeswehr in München - der sich sel-
ber als einen deutsch-jüdischen Patrioten bezeichnet - hat in seiner Ansprache zum Volkstrau-
ertag 1996 in der Frankfurter Paulskirche dazu Folgendes gesagt: Es sei moralisch nicht mehr 
hinnehmbar, daß "das millionenfache individuelle Leid von Deutschen, zum Beispiel Flucht, 
Vertreibung oder der Bombenhagel auf Zivilisten, tabuisiert, minimiert oder nicht ernst ge-
nommen wird ... Mit 'Aufrechnung' oder gar Verharmlosung der vorangegangenen deutschen 
Verbrechen hat dies nichts zu tun, alles aber mit Aufrichtigkeit, Wahrhaftigkeit, Vollständig-
keit, Seele und Mitgefühl." 
Michael Wolffsohns Schlußfolgerung daraus könnte als eine vor allem für das immer noch 
schwierige deutsch-jüdische Verhältnis des Erinnerns sinnerfüllte und versöhnende Orientie-
rung gelten - nämlich: "Wer nicht die Toten des eigenen Volkes betrauert, wird erst recht nicht 
die Toten anderer Völker betrauern. Wer hingegen eigenes Leid kennt und öffentlich benennt, 
der wird auch das Leid anderer eher nachfühlen können und wollen."<< 
23.07.2005 
BRD: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 23. Juli 2005 
(x887/...): >>Das Böse austreiben 
Wie die Amerikaner nach 1945 die Deutschen umerzogen 
Dieses Buch soll schon vor 40 Jahren entstanden sein, fragt man sich erstaunt, wenn man die 
erweiterte Neuauflage von Caspar von Schrenck-Notzings Buch "Charakterwäsche" in der 
Hand hält. Man liest hier und dort, besonders aufmerksam die neu hinzugefügten, das Buch an 
die aktuelle Situation anschließenden Kapitel und stellt fest, daß es von der ersten bis zur letz-
ten Zeile taufrisch wirkt und daß es auch heute noch - oder gerade heute - Antworten geben 
kann auf die Frage: "Wie konnte es um alles in der Welt geschehen, daß sich der Charakter 
der Deutschen derartig verändert hat?" 
Die Frage stellte der Autor sich, als er Anfang der 60er Jahre nach mehrjährigem Indienauf-
enthalt in die Bundesrepublik Deutschland zurückkehrte und ein völlig gewandeltes Gemein-
wesen vorfand. Ein Land, das dabei war, einen Kulturwandel zu vollziehen. Dabei könnte, so 
meinte er, die Zeit der amerikanischen Besatzung nach 1945 eine Rolle spielen, eine Annah-
me, die er bestätigt fand, als er als erster Deutscher in Washington im US-Nationalarchiv die 
Unterlagen über die Besatzungspolitik und ihre Ziele durcharbeitete.  
Hier stieß er auf Unterlagen, die belegten, wie planmäßig ab der Mitte des Zweiten Weltkrie-
ges in den USA von verschiedenen Kräftegruppen grundlegende Veränderungen des deut-
schen Charakters geplant und später durchgesetzt wurden. Er nannte sein aus den Studien ent-
standenes Buch "Charakterwäsche" (in Anlehnung an die im kommunistischen China ange-
wendete Gehirnwäsche) und gab ihm damals den Untertitel "Die amerikanische Besatzung in 
Deutschland und ihre Folgen". In der soeben erschienenen aktualisierten Neuauflage ist dieser 
Untertitel erweitert worden und lautet jetzt "Die Re-education der Deutschen und ihre blei-
benden Auswirkungen". 
Es genügte in den 40er Jahren des vorigen Jahrhunderts nicht mehr, den deutschen Feind mili-
tärisch zu besiegen und eventuell sein Land zu besetzen; vor allem in den USA war man ent-
schlossen, den Charakter der Deutschen, der, wie man überzeugt war, von Grund auf böse 
war, grundlegend zu verwandeln, um damit den ewigen Frieden auf Erden herzustellen. Dazu 
mußten die Sieger die Institutionen, die die Meinung der Deutschen formten, in die richtigen 
Hände geben, und das waren die Zeitungen, Zeitschriften, die Rundfunksender, die Buchver-
lage, die Filmindustrie, die Theater und später das Fernsehen.  
Man weiß nicht, ob man lachen oder weinen soll, wenn man liest, nach welchen Gesichts-
punkten die ersten deutschen Zeitungsverleger durch amerikanische Prüfungskommissionen 



 18 

ausgesucht wurden. Zusammenfassend kann man sagen, hier wurden gebrochene Charaktere, 
Menschen mit beschädigtem Wesen, stammend aus zerstörten Familien, bevorzugt, weil sie 
die Gewähr dafür zu bieten schienen, dem typisch Deutschen entgegenzuwirken. 
Die "Frankfurter Schule" mit ihren von der Psychoanalyse stammenden Rezepten wurde auf 
die Besiegten losgelassen mit der Aufgabe, die traditionellen deutschen Werte auf den Kopf 
zu stellen. Schrenck-Notzing schildert materialreich die damaligen Umerziehungsbemühun-
gen, die, wie die Gegenwart zeigt, zu einem Erfolg wurden, einem Erfolg, der heute das Aus-
land zum Kopfschütteln über das deutsche Verhalten veranlaßt. 
"Charakterwäsche" gehört zu den Büchern, bei dem es keine Phrase ist, wenn gesagt wird, 
jeder Deutsche müsse es lesen, der ernsthaft Erklärungen über den Selbsthaß der Deutschen, 
über ihre Schuldgeilheit und die damit verbundene Unfähigkeit zu Hochleistungen und wirk-
samen Reformen sucht. 
Caspar von Schrenck-Notzing: "Charakterwäsche - Die Re-education der Deutschen und ihre 
Auswirkungen", ... Graz 2004 ...<< 
06.08.2005  
BRD: Der ecuadorianische Jurist, Diplomat und Politiker Jose Ayala Lasso (von 1994-1997 
erster Hoher Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte) spricht am 6. August 
2005 in Berlin während des 60. Jahrestages der Vertreibung der Reichs- und Volksdeutschen 
persönlich an die Vertriebenen (x875/...): >>... Vor zehn Jahren hatten Sie mich aus Anlaß des 
fünfzigsten Jahrestages des Endes des Zweiten Weltkriegs und des Beginns der Vertreibung 
von 15 Millionen Deutschen aus ihrer Heimat im Osten eingeladen, an der Gedenkfeier am 
28. Mai 1995 in der Frankfurter Paulskirche teilzunehmen. 
Zu jenem Zeitpunkt konnte ich leider nicht selbst kommen, da meine Aufgaben als Hoch-
kommissar für Menschenrechte meine Anwesenheit in Ruanda erforderten; dennoch habe ich 
Ihnen damals ein Grußwort gesandt, das, wie mir berichtet wurde, in deutscher Übersetzung 
verlesen wurde und später durch den berühmten, leider verstorbenen Professor Dieter Blu-
menwitz veröffentlicht wurde. 
In diesem Grußwort erinnerte ich an die Resolutionen der Unterkommission der Vereinten 
Nationen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, darunter insbesondere an das 
Recht auf ein Leben in der eigenen Heimat und das Recht auf Rückkehr in die Heimat in Si-
cherheit und Würde. 
Wir alle erinnern uns, daß der Krieg im ehemaligen Jugoslawien 1995 Hunderttausende zu 
Flüchtlingen gemacht hatte - das Ergebnis einer als "ethnische Säuberung" bekannt geworde-
nen Politik. Auch wenn dieser Begriff neu geprägt wurde, benennt er doch eine alte und be-
sonders grausame staatliche Praxis, die Zivilbevölkerung zu terrorisieren und Männer, Frauen 
und Kinder zu zwingen, ihre Häuser zu verlassen und ins Unbekannte zu fliehen. 
Der Krieg in Jugoslawien ist nun beendet, dennoch scheint die Welt keineswegs sicherer ge-
worden zu sein, und noch immer sind Menschen den Grausamkeiten ungerechter Kriege und 
ungerechter Friedenslösungen ausgesetzt. 
Einer meiner Nachfolger als Hochkommissar für Menschenrechte, Sergio Vieira de Mello, 
mußte sein Leben lassen im Kampf für eine bessere Welt. Er starb als Vertreter des UNO-
Generalsekretärs im August 2003 in Bagdad beim schlimmsten Angriff, dem die Vereinten 
Nationen jemals ausgesetzt waren. Ich verneige mich vor seinem Andenken. 
Ich bin überzeugt, daß die Vereinten Nationen und insbesondere das Amt des Hochkommis-
sars für Menschenrechte, das derzeit unter der fähigen Führung von Richterin Louise Arbour 
steht, beharrlich an der viel Geduld erfordernden Aufgabe weiterarbeiten werden, eine univer-
sale Kultur der Menschenrechte aufzubauen.  
In den vergangenen sechzig Jahren haben die Vereinten Nationen Großes geleistet beim Kodi-
fizieren von Normen. Es wurden Fachorgane eingerichtet, welche die Einhaltung dieser Nor-
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men überwachen. Es wurden Verfahren entwickelt, die es Einzelpersonen ermöglichen, ihre 
Rechte vor diesen Organen einzuklagen. Die Zivilgesellschaften und Nichtregierungsorganisa-
tionen haben aktiv Beiträge hierzu geleistet und nehmen weiterhin an diesem Prozeß teil. All 
diese rechtlichen Errungenschaften sind wichtig, aber der Erfolg des Systems der Menschen-
rechte hängt in großem Maße vom Engagement der Zivilgesellschaft und der Entwicklung 
nationaler Institutionen und Infrastrukturen für die Menschenrechtsarbeit ab. 
Derzeit nimmt uns die übergeordnete Aufgabe der Reformierung und Modernisierung des Sy-
stems der Vereinten Nationen stark in Anspruch. Eine der wesentlichen Säulen dieser Reform 
ist die Stärkung der Menschenrechtskommission. Erst vor kurzem hat der Generalsekretär der 
Vereinten Nationen darauf hingewiesen, daß die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
weiterhin eine der wichtigsten Errungenschaften der Weltorganisation ist.  
Überall bildet sich eine neue Auffassung von kollektiver Sicherheit heraus, und jeder erkennt 
den Zusammenhang zwischen Armut und Unsicherheit, Achtung der Menschenrechte und 
Frieden. Aus diesen Gründen hat die von Kofi Annan eingerichtete Expertengruppe, deren 
Aufgabe die Erarbeitung von Vorschlägen zur Bewältigung der Herausforderungen des neuen 
Millenniums ist, in ihrem Bericht an den UNO-Generalsekretär die Empfehlung ausgespro-
chen, die Menschenrechtskommission zu reformieren und einen Menschenrechtsrat mit uni-
verseller Mitgliedschaft einzurichten, der die Gesamtverantwortung für die Förderung und den 
Schutz aller Menschenrechte trägt. 
Meiner Auffassung nach unterstreichen die ernsten Probleme in Bezug auf Demokratie, Ent-
wicklung, Regierbarkeit, die kollektive Sicherheit, den Kampf gegen den Terrorismus und die 
internationalen Beziehungen die Notwendigkeit, die Menschenrechte besser als bisher zu för-
dern und zu schützen. Wenn wir wirklich eine neue internationale Ordnung schaffen wollen, 
müssen wir anerkennen, daß es dringend und unabdingbar ist, den Vorrang der Menschen-
rechte ganz neu in das Bewußtsein zu rücken. Ein neuer Humanismus muß sich herausbilden, 
und wir alle sind aufgerufen, einzeln und gemeinsam unseren Beitrag für die Grundlagen die-
ser neuen Ära zu leisten. 
Für uns alle bleibt die Verwirklichung der Menschenrechte eine große Herausforderung, da 
die Durchsetzung der Normen vom politischen Willen der Staaten abhängt. Es gibt keine edle-
re Aufgabe, als für die Verwirklichung aller Menschenrechte zu arbeiten. 
Von den kollektiven Rechten ist für uns natürlich das Recht auf Selbstbestimmung von be-
sonderer Bedeutung. Bei der Entkolonialisierung in Asien und Afrika und der Abschaffung 
der Apartheid spielten die Vereinten Nationen eine wichtige Rolle. Andere kollektive Rechte 
einschließlich der Rechte von Minderheiten und des Rechts auf die eigene Heimat sind noch 
nicht vollständig umgesetzt. Das Recht auf die eigene Heimat ist allerdings nicht nur ein kol-
lektives, sondern auch ein individuelles Recht und eine Grundvoraussetzung für die Ausübung 
zahlreicher bürgerlicher, politischer, wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechten. 
Während meiner Amtszeit als Hochkommissar für Menschenrechte hat die Unterkommission 
zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte eine wichtige Studie zur "Dimension der 
Menschenrechte bei Bevölkerungsumsiedlungen" erarbeitet. Zur Diskussion dieser Studie 
wurde in Genf eine Expertenkonferenz unter Vorsitz des Berichterstatters der Unterkommis-
sion, Awn Shawkat Al Khasawneh, der heute Richter beim Internationalen Strafgerichtshof 
ist, abgehalten. Im Abschlußbericht der Unterkommission (E/CN.4/Sub.2/1997/23) zog Rich-
ter Al Khasawneh die Schlußfolgerung, daß das Recht auf die eigene Heimat ein grundlegen-
des Menschrecht ist und daß Staaten nicht das Recht haben, Menschen gewaltsam aus ihrer 
Heimat zu vertreiben.  
In der dem Bericht angefügten Erklärung heißt es (Art. 4, Abs. 1): "Jeder Mensch hat das 
Recht, in Frieden, Sicherheit und Würde in seiner Wohnstätte, in seiner Heimat und in seinem 
Land zu verbleiben." Und weiter (Art. 8): "Jeder Mensch hat das Recht, in freier Entscheidung 
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und in Sicherheit und Würde in das Land seiner Herkunft sowie innerhalb dessen an den Ort 
seiner Herkunft oder Wahl zurückzukehren." 
Auch wenn wir noch weit von der Erreichung dieser Ziele entfernt sind, auch wenn es in der 
Welt von heute Millionen von Heimatlosen gibt, ist es doch wichtig, diese Grundprinzipien zu 
bekräftigen und nach Mitteln und Wegen für ihre Umsetzung zu suchen.  
Aus diesem Grunde unterstütze ich auch die Idee, ein internationales Zentrum zum Kampf 
gegen Bevölkerungsumsiedlungen einzurichten, dessen Aufgabe nicht nur das Dokumentieren 
und Erforschen von Vertreibungen in der Vergangenheit sein soll, sondern das sich ebenfalls 
zum Ziel setzt, zukünftige Vertreibungen überall auf der Welt zu verhindern. Indem es Auf-
klärung betreibt und das öffentliche Bewußtsein schärft für die Schrecken, die durch gewalt-
same Bevölkerungsumsiedlungen entstehen. Indem es Frühwarnstrategien entwickelt und die 
Maßnahmen der Vereinten Nationen auf diesem Gebiet unterstützt. Ich bin überzeugt, daß 
Berlin ein geeigneter Ort für solch ein Zentrum wäre. 
Ich glaube, daß wir aus dem Beispiel der deutschen Vertriebenen besonders viel lernen kön-
nen. Wenn wir uns des Umfangs der Vertreibung und der Trauer über den Verlust von Gebie-
ten bewußt werden, die für Menschen wie Immanuel Kant, Arthur Schopenhauer, Johann 
Gottfried Herder, Joseph von Eichendorff und andere Heimat waren, dann müssen wir gleich-
zeitig anerkennen, daß die Vertriebenen erhebliche Opfer gebracht haben, indem sie den Weg 
der friedlichen Integration wählten.  
Wir können nicht umhin, die moralische Stärke dieser Menschen und die Klugheit ihrer Füh-
rung zu bewundern, die jeglicher Art von Gewalt eine Absage erteilten und sich entschlossen, 
sich eine neue Heimat im Westen aufzubauen, ohne dabei die Liebe zu ihren Wurzeln auf-
zugeben, zu den Landschaften, in denen sie aufgewachsen sind, zu den Kirchen und Gottes-
häusern, in denen sie beteten, zu den Friedhöfen, auf denen ihre Vorfahren begraben sind. 
Ich möchte die heutige Gelegenheit nutzen, um an die "Charta der Vertriebenen" zu erinnern, 
die am 5. August 1950 in Stuttgart verkündet wurde. In dieser wichtigen Charta entsagen die 
Opfer der Vertreibung in aller Form "jeglichem Gedanken an Rache und Vergeltung. Dieser 
Entschluß ist uns ernst und heilig im Gedenken an das unendliche Leid, welches im Besonde-
ren das letzte Jahrzehnt über die Menschheit gebracht hat." Mit diesem Gewaltverzicht wurde 
der Teufelskreis aus Vergeltung und Gegenvergeltung durchbrochen. Darüber hinaus ver-
pflichtete die Charta die Vertriebenen, für den Wiederaufbau Deutschlands und Europas, das 
eines Tages vereint sein sollte, zu arbeiten. Dies ist in der Tat ein bemerkenswertes Doku-
ment. 
Im Amt des Hochkommissars für Flüchtlinge wird häufig eine Zeile aus dem Chor von Euri-
pides' Medea zitiert: "Es gibt kein größ'res Leid auf Erden als den Verlust des Heimatlands." 
Als ehemaliger Hochkommissar für Menschenrechte würde ich hinzufügen, daß wir verpflich-
tet sind, diese Leiden zu mildern, Mitgefühl zu zeigen mit den Opfern von Vertreibung, sie 
bei der Bewahrung ihrer Kultur und Identität zu unterstützen, ihnen Hilfe zukommen zu las-
sen und, wenn möglich, die friedliche Rückkehr in ihr Heimatland zu ermöglichen.  
Das Recht auf das eigene Heimatland ist, wie ich 1995 sagte, ein grundlegendes Menschen-
recht, und die gesamte Weltgemeinschaft ist aufgerufen, dieses Recht zu achten. Wenn Men-
schen zum Verlassen ihrer Heimat gezwungen wurden, sollte ihnen die Möglichkeit gegeben 
werden zurückzukehren. 
Allerdings kann es, das muß auch gesagt werden, einander entgegenstehende Ansprüche auf 
dieselbe Heimat geben. Mit gutem Willen und internationaler Hilfe lassen sich solche Kon-
flikte aber friedlich lösen, so daß alle, die ihre Wurzeln lieben, das Recht auf Heimat genießen 
können. Die Liebe zur Heimat ist in der Tat ein positiver Wert. Nur wer seine Heimat liebt, 
arbeitet daran, sie zu verbessern, sie zu einem besseren Ort für Kinder und Enkelkinder wer-
den zu lassen und sie einzugliedern in das höhere Konzept der Weltsolidarität. 
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Vor sechzig Jahren versammelten sich die Siegermächte in Berlin, um die Welt nach dem 
Krieg zu planen. Auf der Potsdamer Konferenz diskutierten sie nicht nur die Herausforderun-
gen des Friedensstiftens, sondern beschäftigten sich ebenfalls mit den enormen logistischen 
und humanitären Problemen, die durch die Vertreibung von Millionen von Menschen verur-
sacht wurden - Deutsche aus Ostpreußen, Pommern, Schlesien, die vor den Angriffen der so-
wjetischen Armee geflohen waren, und weitere Millionen, die in ihrer Heimat geblieben wa-
ren und in jenem grausamen Sommer 1945 vertrieben wurden.  
Wir verneigen uns vor den Opfern der Nazi-Aggression im Osten. Gleichzeitig stehen wir 
dem Leiden von unschuldigen Männern, Frauen und Kindern aus Ostpreußen, Pommern und 
Schlesien nicht blind gegenüber, die Opfer des ungerechten und unmoralischen Prinzips der 
kollektiven Bestrafung wurden. 
Die Nürnberger Prozesse wurden 1945 auf der Grundlage des Prinzips der strafrechtlichen 
Verantwortung des Einzelnen geführt, um jene politischen Führer zu bestrafen, die den An-
griffskrieg entfesselten und Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit be-
fahlen. Die Verbrechen, wegen derer führende Nationalsozialisten angeklagt und verurteilt 
wurden, umfaßten auch die verbrecherischen gewaltsamen Bevölkerungsumsiedlungen und 
Deportationen in die Zwangsarbeit.  
Die Urteile von Nürnberg wurden 1946 von der Generalversammlung bestätigt, und später 
wurde der Völkerrechtskommission die Aufgabe übertragen, einen Kodex der Verbrechen 
gegen Frieden und Sicherheit der Menschheit zu erarbeiten. In den Artikeln 18 und 20 des 
1996 angenommenen Entwurfs werden Massenvertreibungen und Deportation in die Zwangs-
arbeit als Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit definiert.  
1998 dann wurde auf der Konferenz von Rom das Statut des Internationalen Strafgerichtshofs 
angenommen, in dem in Artikel 7 und 8 in ähnlicher Weise das Verbrechen der Vertreibung 
verurteilt wird. Die Schaffung des Internationalen Strafgerichtshofs ist ein wichtiger Schritt 
zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit im Bereich der internationalen Beziehungen. Jeglichem 
Versuch, das Statut von Rom zu schwächen oder seine Bedeutung zu mißachten, muß ent-
schieden entgegengetreten und mit scharfer Kritik begegnet werden. 
Das Internationale Strafgericht für das ehemalige Jugoslawien zieht derweil jene zur Rechen-
schaft, die für die Umsetzung der Politik der ethnischen Säuberungen verantwortlich sind. Auf 
sehr direkte Weise ist das Verfahren gegen Slobodan Milosevic ein Verfahren, in dem das 
Recht auf die eigene Heimat bekräftigt wird, und zwar nicht nur das Recht der Bosnier, der 
Kroaten und der Kosovaren auf ihre Heimat, sondern letztendlich auch das der Krajina-
Serben. Zweifelsohne werden die zur Zeit in Den Haag geführten Prozesse zu wichtigen Prä-
zedenzfällen im Völkerrecht führen. 
Lassen Sie mich abschließend auf den Gedanken der Menschenrechte eingehen, einen Gedan-
ken, der so alt ist wie die Menschheit selbst, auch wenn er dann nur sehr schrittweise in der 
Bibel, in den Schriften der chinesischen, indischen und griechischen Philosophen, in den 
Werken von Jean Jacques Rousseau und in den französischen und amerikanischen Erklärun-
gen des achtzehnten Jahrhunderts artikuliert wurde, lange bevor sich der Völkerbund mit sei-
nem System des Schutzes von Minderheitenrechten und die Vereinten Nationen mit ihrer 
Menschenrechtskommission konstituierten. 
Dieser Gedanke, der uns so sehr am Herzen liegt, beruht auf der Achtung vor allen Lebewe-
sen, auf dem Glauben an gleiche Würde und gleiche Rechte für alle Menschen, unabhängig 
von Hautfarbe, Herkunft, Religion und gesellschaftlichem Status. Auf dieser Grundlage ent-
wickelten die modernen Gesellschaften die Konzepte von Solidarität und gegenseitiger Ab-
hängigkeit. Wir können bei Verletzungen von Menschenrechten nicht gleichgültig bleiben, wo 
immer sie auch vorkommen. Daher müssen wir gegen Armut und Ungerechtigkeit kämpfen, 
und zwar überall. 
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Als Lateinamerikaner unterstütze ich mit allem Nachdruck die Ausübung aller Menschenrech-
te durch die indigenen Völker. Ein wichtiger Schritt in der langen Entwicklung des Menschen-
rechtskonzepts war der lang andauernde Disput innerhalb des Indienrates im Spanien des 
sechzehnten Jahrhunderts über die Frage, ob die indigenen Völker Amerikas als Menschen zu 
betrachten wären.  
Zwei Dominikaner, Bartolomé de las Casas und Antonio Montesinos, vertraten vor dem 
Habsburger Kaiser Karl V. die Auffassung, daß die indigenen Völker Menschen mit einer 
Seele und mit Rechten seien. Ihr entschiedenes Auftreten führte dazu, daß Gesetze zum 
Schutz der Rechte der indigenen Völker erlassen wurden, die ihrem Wesen nach Menschen-
rechtsgesetze waren. Auch wenn diese Gesetze ungestraft gebrochen wurden, so führten sie 
doch zu einem Bewußtsein für das, was richtig und was falsch ist. 
Wir sollten uns daran erinnern, daß auch die indigenen Völker Amerikas ein Recht auf ihre 
Heimat hatten, daß sie gewaltsam ihrer Länder und ihres Eigentums beraubt und in sklaverei-
ähnliche Verhältnisse gezwungen wurden. In Lateinamerika stehen wir vor der neuen Form 
eines alten Problems. In der Vergangenheit hat die Weltgemeinschaft Maßnahmen gegen ge-
waltsame Bevölkerungsumsiedlungen ergriffen.  
Heute erleben wir solche Umsiedlungen in Form von massenhafter Emigration, ausgelöst 
durch die Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in vielen Ländern, 
auch in meinem Heimatland Ecuador. Mehr als 20 Prozent der Gesamtbevölkerung hat in den 
vergangenen drei oder vier Jahren das Land verlassen. Die Konsequenzen für das Land sind 
dramatisch, und diese Situation wirkt sich zweifellos auch auf die Zielländer dieser massen-
haften Migrationsbewegung aus. Ich bestärke die Menschenrechtskommission darin, dieses 
Problem aus der neuen Perspektive der Solidarität beim Schutz von Menschenrechten zu un-
tersuchen. 
Die Förderung und der Schutz der Menschenrechte ist ein unablässiger Kampf für die Aner-
kennung und die Achtung der Menschenwürde. Wir können bei dieser hehren Aufgabe nicht 
gleichgültig bleiben. In der Vergangenheit wurden große Fortschritte durch gemeinsame An-
strengungen seitens der Vereinten Nationen, internationaler Organisationen, Nichtregierungs-
organisationen und der Zivilgesellschaft erreicht. Diese Arbeit muß jedoch dauerhaft erfolgen 
und erfordert die aktive Teilnahme aller Menschen. 
Daher ermutige ich Sie, in Ihrem Engagement für die Menschenrechte nicht nachzulassen und 
weiter dafür zu wirken, daß alle Menschenrechte, und damit auch das Recht auf das eigene 
Heimatland, überall anerkannt und respektiert werden. Auf diese Weise werden wir zu einer 
neuen Weltordnung beitragen, die sich auf die Grundprinzipien der Würde und Gerechtigkeit 
für alle gründet.<< 
20.08.2005 
BRD: Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet am 20. August 2005 
(x887/...): >>Einführung der Sklaverei 
Über die Unterlassung der kommentierenden Nachkriegsbetrachtungen 
Der 8. Mai ist vorüber, seine Bewertung als "Tag der Befreiung" scheint sich durchgesetzt zu 
haben. Oder hat der 60. Jahrestag des Kriegsendes insgeheim einen geschichtspolitischen Ge-
zeitenwechsel markiert, und sei es nur deshalb, weil die beängstigende Einmütigkeit in Arti-
keln, Publikationen, Reden und Verlautbarungen die Neugierde auf Verschwiegenes und Ver-
drängtes anschwellen läßt? Auf wieviel Nichtwissen der aktuelle Meinungskonsens beruht, 
davon vermittelt das von Karlheinz Weißmann herausgegebene Buch "Die Besiegten" eine 
Ahnung. 
Weißmann stellt in der Einleitung den Bedeutungswandel des 8. Mai in der öffentlichen 
Wahrnehmung von 1945 bis heute dar. Die breite Akzeptanz des Befreiungspostulats resul-
tiert aus dem Wunsch, sich politisch der Position der Sieger anzuschließen, was zugleich eine 
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psychologische Entlastung bedeutet. 
Das Buch behandelt die Zeitspanne von den letzten Kriegswochen 1945 bis zu den ersten 
Monaten der Besatzung. In den Kapiteln "Endkampf", "Besetzung", "Kriegsgefangene", "In-
ternierung", "Vertreibung", "Verschleppung", "Interregnum" und "Siegermacht" wird das gan-
ze Spektrum der Unterwerfung erfaßt. Jedem dieser Abschnitte ist eine Einleitung vorange-
stellt, die auch einen Überblick über die historische Forschung gibt.  
Danach folgen die Zeitzeugenberichte: Tagebücher, Briefe, eidesstattliche Erklärungen und 
nachträgliche Aufzeichnungen. Themenbeispiele sind die Zerstörung Demmins durch die Rote 
Armee nach der Einnahme der Stadt, die schweren Folterungen deutscher Kriegsgefangener 
durch die Amerikaner im Zuge des Malmedy-Prozesses sowie die Greuel in den deutschen 
Ostgebieten. Bei der Auswahl ging es nicht um die Kumulation des Grauens, sondern um die 
exemplarische Bedeutung. 
Für die offiziöse deutsche Geschichtsschreibung existieren diese Ereignisse kaum. Wie weit 
sie sich damit vom wissenschaftlichen Ethos und objektiven Kategorien entfernt hat, deutet 
der amerikanische Historiker Alfred M. de Zayas in seinem Vorwort an. Die im Februar 1945 
in Jalta von Roosevelt, Churchill und Stalin getroffene Entscheidung zur "Verwendung deut-
scher Arbeitskräfte", auf deren Grundlage hunderttausende deutsche Zivilisten und Millionen 
Soldaten als Zwangsarbeiter eingesetzt wurden, nennt er die Wiedereinführung der "Sklave-
rei".  
Den deutschen Historikern wirft er vor, bisher keine seriösen Statistiken erstellt, Zeitzeugen 
nicht befragt und keine kommentierte Ausgabe der Nürnberger Akten vorgelegt zu haben. Ne-
ben dem dokumentarischen Wert dieses Buches liegt ein weiteres Verdienst darin, auf solchen 
Lücke hinzuweisen und für ihre Schließung - soweit sie noch möglich ist - einen Anfang ge-
setzt zu haben. 
Karlheinz Weißmann: "Die Besiegten - Die Deutschen in der Stunde des Zusammenbruchs 
1945", Schnellroda 2005 ...<<  
 


